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1. Einführung 


Meine Ausführungen ſollen Ihre Aufmerkſam 
keit auf Fragen lenken, die für die Täti gkeit der 
Bewertungſtelle wichtig ſind. Die Bewertungſtelle hat 
in der Hauptſache die Einheitsbewert ung des 
Grundbeſitzes und die Veranlagung der 
Grundſteuermeßbeträge zu erledigen. Ich bitte 
Sie, die Stelle einheitlich als „Bewertun gaſtel le“ zu 
bezeichnen. Es ſind von früher her noch andere Aus 
drücke, z. B. Einheitswertdienſtſtelle, Bewertungsſonder— 
ſtelle, in Gebrauch. Dieſe Bezeichnungen müſſen verſchwinden. 
Wir wollen nur noch von Bewertun gſtellen reden. 

Bei dieſer Gelegenheit gleich noch eine Bitte! Es findet 
ſich in Geſchäftsverteilungsplänen und dergleichen der Aus 
druck „Reichsbewertung“. Eine ſolche Bezeichnung ift 
falſch. Wir haben ein Reichsbewertungs geſetz. Es ſind 
darin Fragen der Bewertung mit Wirkung für die ver 
ſchiedenſten Steuern geregelt. Das Geſetz kennt als beſondere 
eigenartige Einrichtung die Ein beitsbewertung. 
Meinen wir das Geſetz, fo müſſen wir von dem Reichs 
bewertungsgeſetz ſprechen. Wollen wir dagegen nur 
den Teil bezeichnen, der die einheitliche Regelung der Be 
ſteuerungsgrundlagen für die Vermögenſtener und für die 
Realſteuern enthält, fo müſſen wir von der Einheits 
bewertung ſprechen. Ich bitte Sie, den Ans druck 
„Reichsbewertung“ zu vermeiden. 


13. Betriebsvorrichtungen. 
14. Zweifelsfragen 

a) Stichtag für den Eigentumsübergang bei Zurechnungsfort⸗ 
ſchreibungen, 
Zwangsabtretung von Waldbeſitz ohne Fortſchreibungs⸗ 
möglichkeit, 
Bewertung von 
nehmens, 
Grundſteuer für ein als Reſervelazarett eingerichtetes 
Hotelgrundſtück, 
Grundſteuer für ein meiſt ungenutztes Jugendheim einer 
Kirchengemeinde. 


Wohnbaracken eines Bergwerksunter⸗ 


— 
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2. Wertunterſchiede infolge der verſchiedenen Wertbegriffe 


Das Neichsbewertungsgeſetz kennt für den Grundbeſitz 
als Bewertungsmaßſtab den Ertragswert und den g 2 
meinen Wert. Die Durchführungsverordnung hat für 
die Mietwohngrundſtücke und die gemiſchtgenutzten Grund. 
ſtücke die Bewertung mit einem Vielfachen der Jahres- 
rohmiete geſchaffen. Dieſes Vielfache der Jahresrohmiete 
iſt nichts anderes als eine Abart des gemeinen 
Werts. Das Vielfache der Jahresrohmiete tjt aus Kauf. 
preiſen abgeleitet worden, ſoll ſich alſo dem gemeinen Wert 
nähern. Die Bewertung mit dem Vielfachen der Jahresroh⸗ 
miete iſt nur eine vereinfachte, verbindlich vorgeſchrie⸗ 


bene Art der Ermittlung des gemeinen Werts. 


Die verſchiedenen Wertbegriffe, mit denen bei der Be- 
wertung gearbeitet werden muß, verurſachen für die Praxis 
der Bewertung beträchtliche Schwierigkeiten. Alle 
Wertunterſchiede, die ſich in der Praxis zwiſchen verwandten 
Grundſtücken ergeben und nicht immer befriedigen, laſſen 
ſich dadurch erklären, daß zwei verſchiedene Wertbegriffe 
aufeinander ſtoßen. Das Vielfache der Jahresroh 
miete bedeutet in dieſer Beziehung eine beſondere Wertart 
gegenüber dem gemeinen Wert. Es können zuſammenſtoßen: 


1. der Ertragswert mit den gemeinen Wert, 
2. der Ertragswert mit dem Vielfachen der 
Jahresrohmiete, 
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3. das Vielfache der Jahres ro hmiete mit dem 
gemeinen Wert, F 

4. das Vielfache der Jahresrohmiete nut einem 
anderen Vielfachen der Jahrespohmiete. 

x 23 =) | 1 | 

Es läßt ſich nicht vermeiden, daß ſich durch die perſchiedenen 

Bewertu g ten Werte E die ni 958 zuein⸗ 

ander paſſen. Es iſt Sache des Geſchicks eines tüchtigen 

Bewertungsbeamten, hier einen Ausgleich herbeizu⸗ 


führen. Ich muß allerdings davor warnen, dieſen Ausgleich 


gewaltſam herbeizuführen. Es entſtehen dadurch leicht 
Schwierigkeiten bei der Grun d ſteuer. 


zwiſchen den verſchiedenen Bewertungsarten durch die Ein 
richtung der Mindeſtbewertung. Es gibt eine zwe i 
fache Mindeſtbewertung, eine landwirtſchaftliche 
Mindeſtbewertung und die Mindeſtbewertung des Grund 


vermögens nach $ 52 Abſatz 2 RBewG. Beide Mindeſt⸗ 


bewertungen haben eine größere Bedeutung ge⸗ 

wonnen, als ſie ihnen vom Geſetzgeber urſprünglich zu 
gedacht war. Es find fa ſt 40 b. H. aller landwirt 

ſchaftlichen Betriebe 
wert bewertet worden. 


3. Betrachtung der Auswirkungen auf die Grundſteuer 


Die Finanzämter ſind zu der Einheitsbewertung von 
der Vermögenſteuer her gekommen. Es war zwar 
immer ſchon eine Verwendung der Einheits 
werte für die Realſteuern in Aus ſicht genom 
men. Sie wiſſen, daß wir frühere Einheitsbewertungen 
noch nicht für die Grundſteuer haben verwenden können. 
Die früheren Einheitsbewertungen ſind nur für Ver⸗ 
mögenſteuerzwecke vorgenommen worden. Es war 
deshalb früher richtig, die Einheitsbewertung unter 
dem Geſichtswinkel der Vermögenſteuer zu 
betrachten. 


Das hat ſich gewandelt, ſeitdem die Grundſteuer 
auf den Einheitswerten beruht. Die Einheitswerte 
werden jetzt hauptſächlich für die Realſteuern 
feſtgeſtellt. Das gilt ganz beſonders von den Einheitswerten 
für den Grundbeſitz. Die Grundſteuer iſt für die 
Steuerpflichtigen die empfindlichſte Steuer, die ſich 
nach dem Einheitswert berechnet. Die Auswirkungen auf die 
Vermögenſteuer werden im allgemeinen weniger 
hart empfunden, ſoweit überhaupt Vermögenſteuer in Be⸗ 
tracht kommt. 


Die Finanzämter müſſen bei Zweifeln über die Bewer 
tung die Auswirkung auf die Grundſtener be⸗ 
rückſichtigen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ich damit nich! 
ein Abweichen von den Vorſchriften des Geſetzes 
oder der Durchführungsverordnungen befürworten will. Die 
Vorſchriften bieten aber viel Spielraum. Es kann durch 
eine ungeſchickte Handhabung der Vorſchriften die 
Grundſteuer unnötig hoch angeſpannt werden. Ich 
komme noch auf Beiſpiele dazu zu ſprechen. 


Die Überzeugung von der Bedeutung der Einheits⸗ 
bewertung für die Grundſteuer it noch nicht 
allgemein durchgedrungen. Das zeigt eine An 
regung, die von einem Finanzamt aus Anlaß der Tagung 
zu der Abrundung im Reichsbewertungsgeſetz gegeben 
worden iſt. Es wird eine Anderung der Abrun⸗ 
dungsvorſchriften des § 25 R Bewag vorgeſchlagen. 
Ich habe volles Verſtändnis dafür, wenn aus der Praxis 
heraus eine Vereinfachung der Abrundungs 
vorſchriften vorgeſchlagen wird. Eine ſolche Verein 
fachung kann ſehr wohl bei ſich bietender Gelegenheit er 
wogen werden. Das Finanzamt weiſt aber darauf hin, 
daß ſich die jetzigen Abrundungsvorſchriften im ſteuerlichen 
Ergebnis nicht auswirkten. Der Wert des Geſamt. 
vermögens oder des Inlandsvermögens ſei 8 4 Abſatz 2 
VSt gemäß auf volle 1000 RM abzurunden. Die 
Grundſteuer wird mit keinem Wort erwähnt, obwohl 
die Sinheitsbewertung hauptſächlich für die Grund⸗ 
ſteuer von Bedeutung iſt. 


tung 
li 


im Altreich mit dem Mindeſt⸗ 


u. - 1 r - - we 
4. Gemeiner Wert und Ertra 4 - 
Die Grundfteuer iſt eine Ertragiteuer. Sie 
muß aus dem Ertrag bezahlt werden und nimmt in der 
Regel einen erheblichen Teil dez Ertrags in Anſpruch. 


Es iſt fü die Beine un 8 1 2 „und forſtwirt 
Fee Bernie r Erk 4 an ert vor ⸗ 
geſchrieben. Die Entrichtung der Grundſteuer! cht deshalb 


bei dieſer Vermögensart keine erheblichen Schwierig ⸗ 
keiten. Solch ene nur, ſoweit die Mindeſt⸗ 
bewertung vorgeſchrieben iſt, alſo von dem Ertragswert 
abgewichen wird. Die Bewertung der anderen Hauptver- 


mögensart des Grundbeſitzes, des Grundver m ögens, 
Das Geſetz schafft ſelbſt einen gewaltſamen. Ausgleich. Titel, eb nad be de e mei 
15 


h e en Wert. Ich habe bereits 
erwähnt, h das Vielfache der Jahresroh⸗ 
miete grundſätzlich nur eine Abart des gemeinen 
Werts iſt. Der gemeine Wert wird oft durch den Er⸗ 
trag beeinflußt. Sit das der Fall, fo iſt die Entrich⸗ 
der Grundſteuer aus dem Ertrag ohne weiteres mög⸗ 
„Schwierigkeiten ſind in ſolchen Fällen entſtanden, in 
denen der gemeine Wert nicht dem Ertrag ent⸗ 


ſpricht. Der Haupfanwendungsfall iſt der der unbe⸗ 


uten Grundſtücke. Ich komme darauf noch zu 


ſprechen. 


J. Wahrung der Belange der Gemeinden 


Die Arbeit der Bewertungſtelle kommt im allgemeinen 
nicht der Finanzkaſſe zugute. Wir erledigen die 
Arbeit in der Hauptjache für die Grundſteuer. 
Nutznießer unſerer Arbeit ſind die Gemeinden. 

Die gleichmäßige Verteilung der Grund ⸗ 
teuer hat beſondere Bedeutung. Das gilt um ſo mehr, 
e kleiner die Gemeinde iſt. 

Die Befreiungsvorſchriften des Grund- 
ſteuergeſetzes ſind mit Abſicht beſonders eng gefaßt 
worden. Das iſt nicht geſchehen, um den Gemeinden 
möglichſt viel Geld zuzuführen. Der Grund für die Ein⸗ 
ſchränkung der Befreiungen liegt vielmehr darin, daß man 
die Grundſteuer auf möglichſt breite Schultern 
verteilen wollte. Die Gemeinden haben einen beſtimm⸗ 
ten Bedarf, der an Grundſteuer aufgebracht werden 
muß. Je kleiner die Gemeinde iſt, um ſo geringer 
iſt der Spielraum, den die Gemeinde in ihren Aus⸗ 
gaben hat. Fällt ein Grundbefitzer der Gemeinde bei der 
Beſteuerung aus, jo müſſen die anderen Beſitzer 
den Ausfall mit aufbringen. Es iſt alſo nicht, wie 
man zunächſt denkt, die Gemeinde benachteiligt. Es 
tragen vielmehr die anderen Steuerzahler der 
Gemeinde den Schaden. * 

Was ich ſoeben von der Wirkung der Befreiungs⸗ 
vorſchriften geſagt habe, gilt auch für die Höhe der 
Bewertung. Wird der Wert des einen Grundbeſitze 
zu niedrig feitgeitellt, jo wird nicht ſo ſehr die Se» 
meinde als Steuergläubiger betroffen. Geſchädigt werden 
die anderen Grundbeſitzer der Gemeinde. Eine 
zu hohe Bewertung koumt nicht jo ſehr der Ge⸗ 
meindekaſſe als den anderen Stenerzahlern 
zugute. 

Sie ſehen, daß eine zu hohe oder zu niedrige Feſt⸗ 
ſtellung der Einheitswerte mittelbar die Steuer ⸗ 
zahlungen anderer Steuerpflichtiger be 
einflußt. Eine richtige Feſtſtellung des Einheits⸗ 
werts iſt Vorausſetzung für die gleichmäßige Ver⸗ 
teilung der Grundſtenuer. 

Das eben Geſagte gilt auch gegenüber den Körper ⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts, insbeſondere 
gegenüber dem Reich ſelbſt. Wollten wir nur Rückſicht auf 
die Reichsfinanzen nehmen, ſo müßten die Finanzämter bei 
den Grundſtücken des Reichs und vielleicht auch anderer 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts für eine beſonders 
niedrige Bewertung ſorgen. Das gleiche könnte 
für die Arbeiterwohnſtätten in Betracht kommen. 
für die das Reich die Steuer an Stelle des Eigentümers 
bezahlt. Ich muß Sie dringend bitten, ſolchen Ge⸗ 
dankengängen nicht Raum zu geben. Hätte der 
Geſetzgeber für ſolche Gedanken etwas übrig gehabt, jo hätte 
er die Befreiung der Grundſtücke des Reichs von der 


f 
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Grundſteuer beſtimmen können. Er hat das nicht getan. 
Er hat durch die Geſtaltung der Befreiungsvorſchriften 
zum Ausdruck gebracht, daß in dem vorgeſchrie⸗ 
benen Umfang auch das Reich und die anderen Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts die Grundſteuer wie jeder 
andere Steuerpflichtige tragen ſollen. Wir dürfen 
deshalb auch bei der Bewertung feine Aus⸗ 
nahme machen. Es ſind auch die Grundſtücke des Reichs 
und anderer Körperſchaften des öffentlichen Rechts jo zu⸗ 
treffend wie nur möglich zu bewerten, weder zu 
niedrig noch natürlich auch zu hoch. 


6. Zeitpunkt der nächſten Hauptfeſtſtellung 
Die Einheitswerte des Grundbeſitzes 
werden im Altreich zur Zeit nicht allgemein feſt⸗ 
geſtellt. Es iſt auch noch ganz unbeſtimmt, wann die 
nächſte Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte des 
Grundbeſitzes ſtattfinden wird. Die Einheitsbewertung iſt 
§ 1 Abſatz 2 RBewꝰdV gemäß „bis auf weiteres“ 
hinausgeſchoben worden. Es iſt für die Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft zu wünſchen, daß wir die Ergebniſſe 
der Bodenſchätzung abwarten können, bis wir eine neue 
ee vornehmen. Für den anderen Teil des 
rundbeſitzes, das Grundvermögen, prüfen wir, 
ob ſich ein Verfahren finden läßt, nach dem die be⸗ 
bauten Grundſtücke möglichſt einheitlich bewertet 
werden können. Wir hatten ſchon Unterſuchungen in dieſer 
Richtung eingeleitet. Die Arbeiten ſind infolge des Kriegs 
ins Stocken gekommen. Es muß für das Grundver⸗ 
mögen abgewartet werden, welche Ergebniſſe die 
Unerſuchungen bringen werden. Die Finanzämter brauchen 
jedenfalls mit einer Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte 
des Grundbeſitzes für die nächſten Jahre nicht 
zu rechnen. 


7. Fortſchreibungen . 

Es gewinnt aus dieſem Grund die Einrichtung der 
Fortſchreibungen große Bedeutung. Fortſchrei⸗ 
dungen werden vorgenommen, um Wertabweichungen 
zu berückſichtigen, die ſich gegenüber den feſtgeſtellten Ein⸗ 
heitswerten ergeben. Es gibt zwei Gruppen von 
Fällen, die im Weg der Fortſchreibung zu behandeln ſind. 
Die eine Gruppe bilden die Fälle, in denen eine Wert ⸗ 
änderung tatſächlich eingetreten iſt. Die andere 
Gruppe beſteht aus den Fällen, in denen ſich herausſtellt, 
daß der urſprünglich feſtgeſtellte Wert fehlerhaft iſt 
und daß bei richtiger Anwendung der Beſtimmungen ſich 
ein Wert ergibt, der von dem feſtgeſtellten Wert abweicht. 
Fortſchreibungen ſetzen danach nicht voraus, daß eine 
Wertänderung tatſächlich eingetreten iſt. Die Fort⸗ 
ſchreibung kann dazu verwendet werden, vorgekommene 
Fehler zu beſeitigen. Das iſt jetzt beſonders 
wichtig, weil mit einer allgem einen neuen Bewer⸗ 
tung in absehbarer Zeit nicht zurechnen iſt. Es iſt 
nicht erwünſcht, unrichtige Werte auf lange Zeit 
beſtehen zu laſſen. 

Die Fortſchreibung ſetzt voraus, daß die Wert ⸗ 
abweichung ein beſtimmtes Aus maß überſteigt. 
Wir haben die Wertgrenzen durch die Verordnung 
vom 18. Mai 1939, deren Inhalt in den 8 2a RBew D 
aufgenommen worden iſt, überſichtlich geregelt. 
Sind die im 8 2 a RBewꝰV bezeichneten Grenzen über⸗ 
ſchritten, jo müſſen die Fortſchreibungen vorgenom- 
men werden. 5 

Neben den Fortſchreibungen ſtehen für die neu ent ⸗ 
ſtehenden wirtſchaftlichen Einheiten die 
Nachfeſtſtellungen. Ich erwähne dieſe nicht immer 
wieder. Das meiſte von dem, was ich über die Fort⸗ 
ſchreibungen ſage, gilt auch für die Nachf e ſt ; 
ſtellungen. 

Die Finanzämter machen noch nicht immer von den 
Möglichkeiten, die in der Fortſchreibung liegen, ausreichend 
Gebrauch. Wir müſſen die Mehrarbeit der Fort⸗ 
ſchreibungen in Kauf nehmen. Wird der Wert eines Grund- 
beſitzes höher, ſo entſteht bei Unterbleiben der Fortſchrei⸗ 
bung dem Reich und der Gemeinde ein Steue raus fall. 
Wird der Wert niedriger, jo kann dem Steuerpflich⸗ 


tigen die Weiter zahlung der bisherigen Steuer unter 
Umſtänden n icht zugemutet werden. Wir wollen uns 
in Zweifelsfällen lieber für als gegen eine Fortſchrei⸗ 
bung entſcheiden. Die Finanzämter müſſen immer daran 
denken, daß eine Grundſteuer, die auf nicht mehr zu⸗ 
treffenden Verhältniſſen beruht, unerwünſcht iſt und 
be ihrer Erhebung zu Unzuträglichkeiten führen 
ann. 

Es gibt Finanzämter, die ſich gegenüber den Anträgen 
der Steuerpflichtigen hinter die Rechtskraft der 
Einheitsbewertung zurückziehen. Eine ſolche Sachbehand⸗ 
lung entſpricht nicht unſeren Abſichten. Klagt der 
Steuerpflichtige über eine zu hohe Grundſteuer, oder 
ſtellt er ſonſt den Antrag auf Herabſetzung des 
Einheitswerts, ſo darf ihm nicht ohne weiteres die 
Rechtskraft entgegengehalten werden. Das Finanzamt 
muß ſtets prüfen, ob die Einwendungen gegen den 
Einheitswert berechtigt ſind, und ob die Anderung des Ein⸗ 
heitswerts im Weg der Fortſchreibung erforderlich und 
möglich iſt. 

Manche Finanzämter weiſen einen Antrag auf Ande⸗ 
rung des Einheitswertes ab, fügen aber hinzu, daß ein 
etwaiger Antrag auf Herabſetzung der Grund⸗ 
ſteuer bei der Gemeinde geſtellt werden müſſe. Es 
bleiben, wie ich zugeben muß, viele Fälle, in denen es 
nicht anders geht, als den Antragſteller an die Ge⸗ 
meindebehörde zu verweiſen. Wir haben aber gefunden, daß 
der Steuerpflichtige auch in Fällen an die Gemeinde- 
behörde verwieſen worden iſt, in denen das Finanzamt 
durchaus in der Lage war, den Einheitswert 
zu ändern und dadurch eine Herabſetzung der 
Grundſteuer herbeizuführen. 


8. Vordrucke für die Fortſchreibung 


Es fehlen bisher noch Anordnungen des Mini ⸗ 
ſteriums über die Behandlung der Fortſchreibungen, ins- 
beſondere über einheitliche Vordrucke. Es wird 
infolgedeſſen zurzeit in den einzelnen Bezirken ver ⸗ 
ſchieden verfahren. Ich habe die Schaffung 
von einheitlichen Vordrucken für die Fortſchrei⸗ 
bungen und damit eine einheitliche Regelung 
des Jortſchreibungsver fahrens bereits vor 
einiger Zeit veranlaßt. Ich hoffe, daß wir bald dazu 
kommen werden, die Weiſungen herauszugeben. Es wird 
dann auch das Verfahren der Mitteilung der 
Grundſteuermeßbeſcheide an die Gemeinden 
oder Landräte neu geregelt werden. Die uns dazu 
zugegangenen Anregungen werden dabei geprü ft 
werden. 8 

Wir werden dabei anordnen, daß die Einheits⸗ 
wertbeſcheide und die Grundfteuermeß- 
beſcheide zuſammengefaßt werden. Wir haben 
dieſes Verfahren in der Oſtmark und im 
Sudetenland erſtmalig eingeführt. Ich denke, daß 
es ſich bewähren wird. 


9. Laufende Erledigung der Fortihreibungen 

Ich bitte Sie, dafür zu ſorgen, daß die Fortſchreibungen 
laufend erledigt werden. Dieſe Bitte um laufende 
Erledigung hat einen doppelten Grund. 

Die Fortſchreibungen ſollen bei einigen Finanzämtern 
noch auf mehrere Jahre rückſtändig ſein. Ich 
bitte Sie, für die Beſeitigung dieſer Rück⸗ 
ſtände zu ſorgen. Das iſt für die Grundſteuer 
wichtig. Sie müſſen auch dabei daran denken, daß die Ge- 
meinden auf das Aufkommen angewieſen 
ſind, und daß andere Steuerzahler das mit auf⸗ 
bringen müſſen, was den Gemeinden durch das Unter⸗ 
bleiben der Fortſchreibungen entgeht. Die Stodun- 
gen, die in den Fortſchreibungen eingetreten ſind, können 
nicht damit gerechtfertigt werden, daß die Be 
hörden, denen die Vorbereitung der Einzel 
bewertung übertragen iſt, infolge anderer dring⸗ 
licher Arbeiten nicht zur Bearbeitung der Fortſchrei 
bungen gekommen ſind. Ich muß Wert darauf legen, daß 
die Fortſchreibungen möglichſt bald erledigt werden. 
Die Finanzämter müffen in ſolchen Fällen allein handeln. 
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Der zweite Grund meiner Bitte, die Fortſchrei⸗ 
bungen laufend vorzunehmen, iſt der folgende: 
Es iſt bei vielen Finanzämtern üblich, die Fortſchrei⸗ 
bungen erſt vorzunehmen, wenn der als Stichtag dienende 
Januar vorüber iſt. Ich halte ein ſolches Verfahren 
nicht für zweckmäßig. Jede Fortſchreibung kann 
ſofort vorgenommen werden, wenn das Ereignis 
eingetreten iſt, das zu der Fortſchreibung Ver⸗ 
anlaſſung gibt. Wir erreichen, wenn wir ſo arbeiten, 
eine gleichmäßige Verteilung der Arbeiten über 
das ganze Jahr. Legen wir alle Fortſchreibungen bis zum 
nächſten Jahr zurück, ſo entſteht in der Bewertungſtelle zu 
Beginn des nächſten Jahrs eine gewiſſe Saiſonarbeit. 
Dieſe läßt ſich vermeiden, wenn wir die Arbeiten gleich- 
mäßig über das ganze Jahr verteilen. Der 
Finanzamtsvorſteher hat dann in der Bewertungſtelle eine 
Stelle, die das ganze Jahr über gleichmäßig be⸗ 
laſtet iſt, und der er ſolange, bis die nächſte Hauptfeſt⸗ 
ſtellung vorzunehmen iſt, im allgemeinen keine 
Aushilfskräfte zuzuweiſen braucht. J 

Es beftehen gegen die Vornahme einer Fortſchreibung 
ſchon vor dem maßgebenden 1. Januar an manchen 
Stellen gewiſſe Hemmungen. Dieſe Hemmungen 
müſſen überwunden werden. Der Haupteinwand iſt 
der, daß Fortſchreibungen unter Umſtänden mehrma 18 
hintereinander vorgenommen werden müſſen. Dieſer 
Einwand trifft nur für einzelne Fälle zu. Es 
lohnt nach meiner Überzeugung nicht, alle Fälle der 
Fortſchreibung aus dem Grund liegen zu laſſen, 
weil in einigen wenigen Fällen ein weiterer 
Fortſchreibungsgrund hinzutreten könnte. Die 
Vorteile, die ſich uns bei der laufenden Bearbei- 
tung der Fortſchreibungen bieten, ſind ſo ſchwer⸗ 
wiegend, daß dahinter die Gefahr einer etwaigen 
zweimaligen Fortſchreibung zurücktreten muß. 
Das Finanzamt wird ſelbſtverſtändlich in Fällen, in denen 
ihm ſchon bekannt iſt, daß mit einem weiteren Fort⸗ 
ſchreibungsgrund zu rechnen iſt, die Fortſchreibung 
zurückſtellen. 

Beiſpiel: 

Auf einem bisher unbebauten Grundſtück iſt ein Gebäude 
fertig geworden und bezogen worden. Das wäre ein Fort⸗ 
ſchreibungsgrund. Es iſt dem Finanzamt bekannt daß noch ein 
zweites Gebäude auf dem gleichen Grundſtück im Entſtehen fit, 
das noch vor Ablauf des Jahres fertig werden wird. Das 
Finanzamt wird in einem ſolchen Fall die Fortſchreibung 
zurückſtellen. 

Ich bitte aber, die Fortſchreibungen nur dann zurückzu⸗ 
legen, wenn dem Finanzamt wirklich bekannt iſt, daß an 
dem Grundſtück ſich noch irgend etwas verändern wird. 
Angſtliche Gemüter werden vielleicht ſchon den lei ſeſten 
Gedanken an eine ſolche Möglichkeit benutzen, um an 
dem bisherigen Verfahren feitzuhallen. Ich bitte Sie, hier 
tatkräftig durchzugreifen. Wir wollen die Fortſchrei⸗ 
bungen laufend erledigen. Sobald wir Kenntnis von 
dem Eintritt eines Ereigniſſes erhalten, wollen 
wir die Fortſchreibung vornehmen. Erfahren wir z. B., daß 
ein Gebäude bezugsfertig geworden iſt, ſo nehmen wir 
die Fortſchreibung vor. Der Steuerpflichtige erfährt 
dadurch, daß er vom nächſten 1. April an mehr Steuern 
zahlen muß. Es wird ihm lieber ſein, wenn er das bei⸗ 
zeiten erfährt. Er erhielt bisher oft erſt lange Zeit 
nach Fertigſtellung des Gebäudes den Einheitswert⸗ 
beſcheid und den Grundſteuermeßbeſcheid. Auch die Ge⸗ 
meinden können beſſer wirtſchaften, wenn fie die Grund⸗ 
ſteuermeßbeſcheide laufend erhalten. 

10. Zurechnungsfortſchreibungen 

Meine Ausführungen gelten ganz beſonders für die 
Zurechnungsfortſchreibungen. Wer ein Grund⸗ 
ſtück gekauft hat, wartet auf eine Nachricht darüber, von 
wann aber die Grundſteuer bezahlen ſoll. Es iſt erwünſcht, 
daß er dieſen Beſcheid ſofort erhält, nachdem das Finanz⸗ 
amt von dem Grundſtückskauf erfahren hat. Ich bin der 
Meinung, daß die Zurechnungsfortſchreibung auch dann 
ſofort vorzunehmen iſt, wenn mit ſonſtigen Ande⸗ 
rungen zurechnen iſt. Weiß z. B. ein Finanzamt, daß 


der Erwerber eines Grundſtücks einen Umbau beabſichtigt, 
ſo iſt es nach meiner Überzeugung trotzdem beſſer, die 
Zurechnungsfortſchreibung ſofort zu er⸗ 
ledigen. Der Steuerpflichtige bekommt zunächſt einen 
Beſcheid, daß er vom nächſten 1. Aprilan die Grund⸗ 
ſteuer bezahlen muß. Ergeben ſich durch den Umbau 
weitere Anderungen, ſo bekommt er ſpäter einen 
beſonderen Beſcheid, der dann nur die ſe Ande⸗ 
rungen berückſichtigt und nicht noch auf die Zurechnungs⸗ 
fortſchreibung einzugehen braucht. 


11. Unbebaute Grundſtücke 

Ich gehe zu einigen ſachlich⸗ rechtlichen Fragen 
der Einheitsbewertung des Grundbeſitzes über. 

Viele Eingaben, die in Bewertungsfragen an das 
Miniſterium gelangen, behandeln die Bewertung der un 
bebauten Grundſtücke. Es find auf dieſem Gebiet 
erhebliche Zweifel und Meinungsverſchie⸗ 
denheiten vorhanden. Es liegt mir daran, daß auch 
dieſe Frage mehr unter den Geſichtspunkten der Grund⸗ 
ſteuer betrachtet wird. Wenn ich die Bewertung eines 
Stückes Land von der Seite der Vermögenſteuer her 
betrachte, ſo kann ich zu dem Schluß kommen, daß der Eigen⸗ 
tümer vielleicht einma! eine Gelegenheit zu einem 
Verkauf finden wird, und daß inſofern für ihn das Stück 
Land einen Vermögenswert darſtellt, den ich für die 
Vermögenſteuer gern erfaſſen möchte. 

Ganz anders ſieht die Sache bei der Grund ⸗ 
ſteuer aus. Die unbebauten Grundſtücke bringen entweder 
überhaupt keinen oder nur einen ganz geringen 
Ertrag. Der Beſitzer eines Stückes Land, das als unbe⸗ 
bautes Grundſtück bewertet worden iſt, iſt ſehr oft nicht in 
der Lage, die ſich danach ergebende Grundſteuer zu 
bezahlen. Die Einheitsbewertung iſt in der Haupt⸗ 
ſache für die Grundſteuer da. Wir müſſen in 
Zweifelsfragen danach unſere Entſcheidung ein⸗ 
richten. 

Ein landwirtſchaftlich genutztes Flurſtück, das nicht als 
landwirtſchaftliches Vermögen, ſondern als unbebautes 
Grundſtück behandelt wird, wird bei der Grundſteuer in 
dreifacher Hinſicht ſchärfer herangezogen: 

1. bei der Höhe des Werts, 
2. bei der Steuer meßzahl, 
3. bei dem Hebeſatz. 


Der für die Landwirtſchaft geltende Ertrags⸗ 
wert iſt ſtets weit niedriger als der gemeine 
Wert, der für die unbebauten Grundftüde vor⸗ 
geſchrieben iſt. Der landwirtſchaftliche Ertragswert 
kann auch bei den beſten Böden nicht über 40 Rpf. je 
qm hinausgehen. Er beträgt bei den meiſten am Rand 
der Städte gelegenen Böden nur etwa 10 bis 20 Rpf. 
je qm. Es werden dagegen für Bauſtellen in der Regel 
Werte von mehreren Mark je qm gerechnet. Es 
ergibt ſich alſo bei einer Bewertung als unbebautes Grund⸗ 
ſtück ſtets ein erheblich höherer Wert als bei einer 
landwirtſchaftlichen Bewertung. 

Dieſer Nachteil für den Steuerpflichtigen wird noch 
verſchärft durch die Anwendung einer höheren 
Steuermeßzahl. Die Steuermeßzahl iſt bei unbe⸗ 
bauten Grundſtücken ſtets 10 v. T. Sie beträgt 
bei kleineren landwirtſchaftlichen Betrie⸗ 
ben, um die es ſich in der Regel handelt, nur 8 v. T. 

Auch der Hebeſatz iſt ſchließlich noch in den 
meiſten Gemeinden für das Grundvermögen weit 
höher als für das land- und forſtwirtſchaftliche Vermögen. 

Es iſt unter dieſen Umſtänden verſtändlich, daß 
die Steuerpflichtigen ſich gegen eine Behandlung 
ihrer Grundſtücke als unbebaute Grundſtücke wenden. 

Iſt ein Grundſtück überhaupt nicht benutzt, ſo iſt es 
ſtets als unbebautes Grundſtück mit dem ge 
meinen Wert zu bewerten. Eine Zurechnung zum land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Vermögen kommt 
dann nicht in Betracht. Das gilt insbeſondere für manche 
Grundſtücke, die unmittelbar vor der Bebauung 
10 z. B. die brachliegenden Baulücken in größeren 
Städten. 
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Zweifel über die Bewertung find? nur möglich 
bei ſolchen Grundſtücken, die land⸗ und forſtwirt⸗ 
ſchaftlich genutzt werden. Auch die gärtneriſche 
Nutzung gehört zu der land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Nutzung. Es iſt durch die Rechtſprechung in allerneueſter 
Zeit geklärt worden, daß auch die Benutzung als 
Kleingarten eine gärtneriſche Nutzung iſt. 

Das Reichsbewertungsgeſetz enthält über die Ab⸗ 
grenzung des Grundvermögens von dem land» und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Vermögen die folgende Beſtimmung im 
§ 51 Abſatz 2: Land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzte 
Grundſtücksflächen find dem Grundvermögen zuzurechnen 
(alſo als unbebaute Grundſtücke zu bewerten), 
wenn nach ihrer Lage und den ſonſtigen Verhält⸗ 
niſſen, insbeſondere mit Rückſicht auf die beſtehenden 
Verwertungs möglichkeiten, anzunehmen 
iſt, daß ſie in abſehbarer Zeit anderen als land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Zwecken dienen werden. 

Ein Urteil des Reichs finanzhofs von 
27. Juli 1938 (RStBl 1938 S. 1157) hat die Handhabung 
des 851 Abſatz 2 RBewc gegenüber früher erheblich ein⸗ 
geſchränkt. Es können nur noch ſolche land⸗ und 
forſtwirtſchaftlich genutzten Grundſtücksflächen als unbebaute 
Grundſtücke behandelt werden, bei denen die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit dafür beſteht, daß ſie in einem Zeit⸗ 
raum von etwa ſechs Jahren nicht mehr land⸗ 
und forſtwirtſchaftlich genutzt werden. Ich bitte 
Sie, ſich an die vom Reichsfinanzhof aufgeſtellten 
Regeln zu halten. Die Bewertungſtellen ſind 
früher mit dem Baulandbegriff viel weiter gegangen. 
Wir müſſen das erheblicheinſchränken. Wir dürfen 
als unbebaute Grundſtücke, insbeſondere als Bauland, nur 
noch ſolche land- und forſtwirtſchaftlich genutzten Grund⸗ 
ſtücksflächen behandeln, bei denen wirklich ernſtlich 
mit einer baldigen Bebauung oder ſonſtigen 
Verwendung zu rechnen iſt. Ich bitte Sie, dieſen 
Grundſatz in Ihren Bezirken durchzuſetzen, ſelbſt 
wenn die Bewertungſtelle geneigt iſt, an dem, 
was ſie früher getan hat, feſtzuhalten. Wir haben nun 
durch Zurückhaltung bei der Zurechnung land⸗ und 
forſtwirtſchaftlich genutzter Grundſtücksflächen zum Grund⸗ 
vermögen die Möglichkeit, die Schwierigkeiten zu 
beſeitigen, die ſonſt bei der Grundſteuer entſtehen 
können. Es wird gerade jetzt in den Zeiten des Kriegs an⸗ 
geſtrebt, daß jedes Stück Land irgendwie der Er⸗ 
nährung nutzbar gemacht wird. Die land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftliche Nutzung, zu der auch die gärtneriſche Nutzung 
gehört, iſt die natürliche Beſtimmung des Grund 
und Bodens. Wir können eine künftige Verwendung 
für andere Zwecke nur dann annehmen, wenn dafür 
beſtimmte Anhaltspunkte vorliegen. Wir dürfen 
den Eigentümern die eigene Verwendung oder auch die 
Verpachtung für land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
liche, insbeſondere gärtneriſche Zwecke nicht dadurch 
verleiden, daß wir durch die Bewertung ohne zwin⸗ 
genden Grund den Anlaß zu einer hohen Grund⸗ 
teuer bieten. Die Frage der Behandlung der unbebauten 
Grundſtücke hat inſofern einen Einfluß auf die Er⸗ 
nährungswirtſchaft. Die Sicherung der 
Volksernährung muß jetzt als eines der wichtigſten 
Ziele voranſtehen. 

Es ift für die Beurteilung eines landwirtſchaftlich ge» 
nutzten Flurſtücks auch die Perſönlichkeit des 
Eigentümers von Bedeutung. Das Grundſtück eines 
Landwirts wird eher zum landwirtſchaft⸗ 
lichen Vermögen zu rechnen ſein als das Grundſtück 
eines Mannes, der das Grundſtück in Spekulations⸗ 
abſicht erworben hat. Ich bitte Sie, gerade in dieſer Be⸗ 
ziehung entgegenkommend zu fein. Wir haben für 
die Landwirtſchaft die Sonderbeſtimmung des 8 51 
Abſatz 3 RBewG. Grundſtücksflächen, die zu einem Erb⸗ 
hof gehören, ſind nur dann Grundvermögen, wenn mit 
Sicherheit anzunehmen iſt, daß fie ſpäteſtens nach 
zwei Jahren anderen Zwecken dienen werden. 
Die Regeln dieſer Vorſchrift werden auch dann ſinn⸗ 
gemäß gelten können, wenn es ſich nicht um einen 


Erbhof handelt. Es werden z. B. gärtneriſche Be⸗ 
triebe, die wirklichnochgärtneriſch genutzt werden, 
als gärtneriſche Betriebe zu bewerten ſein, ſelbſt wenn ſie 
ringsum ſchon von Häuſern eingeſchloſſen 
ſind. Eine abweichende Behandlung wird nur in 
Ausnahmefällen am Platz ſein. 

Zu der gärtneriſchen Nutzung gehört auch die 
kleingärtneriſche Nutzung, die in der Form von 
Schrebergärten und dergleichen ſtattfindet. Der 
Reichsfinanzhof hat das, wie ich ſchon angedeutet 
habe, in einem Urteil vom 7. Dezember 1939 (RStBl 1940 
S. 9) hervorgehoben. Er hat dabei betont, daß Kleingarten⸗ 
land nur unter beſonders engen Voraus- 
ſetzungen als Bauland zu behandeln iſt. 

Eine beſondere Art der unbebauten Grundſtücke, 
und zwar die wichtig ſte, iſt das Bauland. Ich bitte 
Sie, den Ausdruck Bauland auch nur auf ſolche Flächen 
anzuwenden, für die wirklich eine Bebauung in Betracht 
kommt. Manche Steuerpflichtigen find durch eine falſche 
Anwendung des Worts Bauland irrege⸗ 
leitet worden. Das Bauland iſt nur ein Anwen⸗ 
dungsfall der unbebauten Grundſtücke. Es gibt auch 
noch andere Grundſtücks flächen, die nicht Bau⸗ 
land find, aber doch als unbebaute Grundſtücke zu 
bewerten ſind. Ich erinnere an Sportplätze, Land 
für Grünflächen uſw. 

Es ſind Zweifel entſtanden, wie zu verfahren iſt, wenn 
eine Bauſperre beſteht. Es iſt zwiſchen einer Bau⸗ 
fperre und einem Bauverbot zu unterſcheiden. Ein 
endgültiges Bauverbot ſchließt die Bebauung 
aus. Das betroffene Grundſtück kann nicht mehr als 
Bauland angeſehen werden. Es kann trotzdem im Sinn 
der Bewertung noch unbebautes Grundſtück ſein, 
wenn es für einen nicht landwirtſchaftlichen Zweck in Aus⸗ 
ſicht genommen iſt, z. B. als Straßenland, als Grünfläche 
oder als Eiſenbahngelände. Es iſt dann trotz des Bauverbots 
als unbebautes Grundſtück zu bewerten, wenn mit der in 
Ausſicht genommenen anderen Verwendung in abſeh⸗ 
barer Zeit zu rechnen iſt. Liegt dieſe Vorausſetzung 
nicht vor, ſo iſt die von einem Bauverbot betroffene Fläche 
nach den Regeln der Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft zu bewerten, wenn fie land» und forſtwirtſchaftlich 
genutzt wird. f ; 

Eine Bauſperre bedeutet nur eine borüber- 
gehende Regelung. Es iſt für die Behandlung bei der 
Bewertung von Einfluß, wie lange die Bauſperre vor⸗ 
ausſichtlich dauern wird. Wird ſie länger als etwa 
ſechs Jahre von Beſtand fein, fo liegen die Voraus- 
ſetzungen der Zurechnung zum Grundvermögen nicht vor. 
Die Fläche iſt als land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
liches Lermögen zu behandeln. 

Die Bauſperre iſt oft nur von kurzer Dauer. 
Es iſt z. B. beabfichtiat, eine Eiſenbahn zu bauen. Die 
Linienführung ſteht noch nicht genau feſt. Es wird dann 
über das ganze überhaupt in Betracht kommende Ge⸗ 
lände eine vorübergehende Bauſperre ver ⸗ 
hängt. Sie wird aufgehoben werden, menn die Linien ⸗ 
führung feſtgelegt iſt. Eine ſolche kurzfriſtige Bauſperre 
hindert die Behandlung der betroffenen Flächen als un⸗ 
bebaute Grundſtücke nicht. Sie iſt manchmal ſogar der 
beſte Beweis dafür, daß in oabſehbarer Zeit mit 
einer Anderung zu rechnen iſt. Sie wird natürlich die 
Höhe des augenblicklichen Werts beein⸗ 
trächtigen. 


12. Kein Zuſchlag für Neubauten wegen guten Zuſtandes 

Es iſt darüber geklagt worden, daß manche Finanz⸗ 
ämter bei Neubauten, die in den letzten 
Jahren errichtet worden ſind, einen Zuſchlag zu 
der Bewertung machen. Es iſt zum Teil der Höchſt 
ſatz von 30 v. H. angewendet worden. Ich bitte Sie, mit 
ſolchen Zuſchlägen ſehr vorſichtig zu fein. Sie müſſen 
ſich auch hier die Auswirkung auf die Grundſteuer über⸗ 
legen. Der Ertrag eines Neubaus ift nicht ohne 
weiteres höher als der älterer Bauten. Bewerten wir 
die Neubauten höher, jo ſchaffen wir Ungleichmäßig⸗ 
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keiten bei der Grundſteuer. Das wollen wir 
vermeiden. 

Der Zuſchlag iſt gar nicht am Platz für ſolche 
Oberfinanzbezirke, in denen für die Neubauten ein 
anderer Ver vielfältiger feſtgeſetzt worden iſt als 
für die Altbauten. Der Zuſchlag iſt manchmal damit be⸗ 
gründet worden, daß ein Neubau der allerjüngſten Zeit 
etwas anderes ſei als ein Neubau etwa von 1925. Wir 
wollen uns aber auf ſolche feinen Unterſcheidungen nicht 
einlaſſen. 1 , 

Ich bitte, auch in den Oberfinanzbezirken, die in three 
Rechtsverordnung keine Unterſcheidung zzwiſchen 
Altbauten und Neubauten haben, von dem Zuſchlag für 
guten Zuſtand abzuſehen, insbeſondere aber nicht 
den Höchſtſatz von 30 v. H. anzuwenden. 

Ich weiſe dazu noch auf einen anderen Geſichtspunkt 
hin. Sie alle kennen die verwickelten Vorſchriften über die 
Steuerbefreiung von Neubauten. Diele Vor: 
ſchriften zeigen, daß man geneigt iſt, die Neubauten ſteuer⸗ 
lich zu begünſtigen. Wenn wir die Neubauten bei der 
Bewertung mit einem Zuſchlag bedenken, verfallen wir 
damit geradezu in das Gegenteil. Wir benachteiligen 
die Neubauten. Das iſt unerwünſcht. 

Der Zuſchlag darf nicht dazu dienen, einen Wert, der 
ſich nach der Jahresrohmiete ergibt, mehr dem ge⸗ 
meinen Wert anzunähern. Der Reichs⸗ 
finanzhof hat das in mehreren Urteilen beſonders her⸗ 
vorgehoben. Auch die höheren Herſtellungskoſten 
rechtfertigen ein Abweichen von dem Vielfachen der Jahres⸗ 
rohmiete nicht. 


13. Betriebsvorrichtungen 

Die richtige Abgrenzung der Betriebs⸗ 
vorrichtungen vom Grundvermögen hat ſich als eine 
beſonders ſchwierige Aufgabe bei der Be⸗ 
wertung der Betriebsgrundſtücke gezeigt. Wir verſtehen 
unter Betriebsvorrichtungen die Maſchinen und ſon ⸗ 
ſtigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer 
Betriebsanlage gehören ($ 50 Abſatz 1 Satz 2 
RBewG). Sie find bei der Bewertung des Grundſtücks 
nicht einzubeziehen, auch wenn ſie weſentliche Be⸗ 
ſtandteile ſind. Die Unterſcheidung hat ſteuerliche Bedeu⸗ 
lung inſofern, als alles das, was bei der Bewertung des 
Betriebsgrundſtücks mit erfaßt wird, der Grundſteuer 
unterworfen wird. Was bei der Bewertung des Grundſtücks 
nicht mit erfaßt wird, wird der Gewerbeſteuer unter- 
worfen. Die Betriebsvorrichtungen unterliegen 
ee nicht der Grundſteuer, ſondern der Gewerbe⸗ 

euer. 

Es iſt bei den erſten Einheitsbewertungen 
der Frage der Abgrenzung der Betriebsvorrichtungen 
keine größere Aufmerkſamkeit geſchenkt 
worden. Das Miniſterium iſt erſtmalig bei der Ein ⸗ 
heitsbewertung 1935 auf dieſe Frage eingegangen 
und hat die bekannten Erlaſſe vom Juni und 
Dezember 1935 herausgegeben. Es ſind auf Grund 
dieſer Erlaſſe Bauwerke zu den Betriebspor 
richtungen gerechnet worden, die die Verkehrs⸗ 
anſchauung als Gebäude anſieht. Das iſt nicht 
erwünſcht. Wir haben deshalb die Frage der Abgren⸗ 
zung kürzlich neu geregelt. Die Neuregelung iſt 
in zwei Erlaſſen vom 4. Mai 1940 enthalten. 

Wir ſtellen jetzt den Begriff des Gebäudes in den 
Vordergrund. Ein Gebäude iſt ein Bauwerk, das 
Perſonen, Tieren oder Sachen durch räum ⸗ 
liche Umſchließung Schutz gegen äußere 
CEinflüſſe gewährt und mit dem Grund und 
Boden feſt verbunden iſt. Ein Bauwerk, das die 
Merkmale eines Gebäud es aufweiſt, kann nie Be⸗ 
FR er In Zweifelsfällen iſt für 
ei; 1 die Verkehrsauffaſſung maß⸗ 
gebend. 1215 

Wir haben damit die Abgrenzung der Betriebsvorrich⸗ 
tungen auf einige wenige Grund ſätze zurückgeführt. 
Es ſind damit ſelbſtverſtändlich nicht alle Zweifel 
beſeitigt. r wird es immer geben. 
Es ſoll den Beamten die Handhabung der Vorſchriften 
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dadurch erleichtert werden, daß ſie ſich nur an die 
von mir angegebenen Regeln zu halten brauchen. 
Die Entſcheidung im einzelnen Fall erfordert Ver⸗ 
ſtändnis für die zu entſcheidenden Fragen. 

Wir haben die Regelung anläßlich der Einführung 
der Einheitsbewertung in der Oſtmark und in den 
anderen heimgekehrten Gebieten getroffen. 
Die Regelung ſoll aber auch ſchon im Altreich bei 
Fortſchreibungen und Nachfeſtſtellungen 
angewendet werden. Sie wird in manchen Fällen zu Er⸗ 
gebniſſen führen, die von der Regelung der Erlaſſe 
von 1985 abweichen. Es werden ſich dadurch für eine 
Übergangszeit Ungleichmäßigkeiten ergeben. Das 
muß in Lauf genommen werden. Wir haben in der 
jetzigen Kriegszeit den Finanzämtern eine all: 
gemeine Nachprüfung der Bewertungen er: 
ſparen wollen. Wir gehen davon aus, daß in den 
wichtigeren Fällen ohnedies Fortſchreibungen ſtatt⸗ 
finden werden. Es wird auf dieſe Weiſe möglich ſein, die 
Regelung des neuen Erlaſſes allmählich im Altreich 
durchzuſetzen. 

Beſondere Anordnungen waren erforderlich, damit eine 
gleichzeitige Erfaſſung des einzelnen Wirtſchafts⸗ 
guts bei der Grundſteuer und bei der Gewerbe⸗ 
ſteuer vermieden wird. Ich weiſe wegen der Einzel⸗ 
heiten auf den ergangenen Erlaß hin. 

Ich bin am Schluß meiner Ausführungen. Ich bitte 
Sie, im Sinn meiner Ausführungen auf Ihre 
Bewertungſtelle einzuwirken. Sie können dadurch zu einer 
gleichmäßigen Verteilung der Steuerlaſt 
und zu einem reibungsloſen Ablauf der Be- 
wertungsgeſchäfte beitragen. 


14. Zweifelsfragen 

Ich behandle zum Schluß meines Vortrags einige 
Zweifelsfragen, die uns vorgelegt worden ſind, und 
auf die ich noch nicht habe eingehen können. 


a) Stichtag für den Eigentums übergang 
bei der Zurechnungsfortſchreibung 

Ein Finanzamt weiſt darauf hin, daß für die Zu⸗ 
rechnung des Eigentums an Grundbeſitz nicht die 
bürgerlich⸗ rechtlichen Verhältniſſe, ſondern die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe maßgebend 
ſind. Es fragt, welcher Zeitpunkt bei einer Zurechnungs⸗ 
fortſchreibung als Stichtag für den Eigentumsübergang an⸗ 
zuſehen iſt. 

Wir haben früher einmal ausgeſprochen, daß im all: 
gemeinen der Tag maßgebend iſt, an dem die Nutzun 
gen und Laſten des Grundſtücks übergehen. Wird 
ein Grundſtück verkauft, ſo wird der Tag, an dem die 
Nutzungen und Laſten übergehen, in der Regel im Kauf⸗ 
vertrag beſtimmt. Dieſer Tag wird als Stichtag 
des Eigentumsübergangs anzuſehen ſein. Sit eine folche 
Beſtimmung im Vertrag nicht enthalten, ſo wird 
man feſtzuſtellen verſuchen, von welchem 
Tag an der neue Eigentümer die Nutzungen ge⸗ 
zogen hat. Es wird dazu meiſt keiner Erörterungen be⸗ 
dürfen. Ortliche Gepflogenheiten werden einen 
Anhalt bieten. Iſt es in einer Gegend üblich, daß der 
Tag der Auflaſſung für den Übergang der 
Nutzungen maßgebend iſt, ſo kann der Tag der Auflaſſung 
als Stichtag bezeichnet werden. 

Das anfragende Finanzamt geht auch auf den Fall der 
Erbteilung ein. Es wird bei Erbteilungen oft kein 
Vertrag aufgeſetzt. Die Auflaſſung und die Umſchrei⸗ 
bung im Grundbuch werden oft erſt nach Jahren nachgeholt. 
Das Finanzamt wird auch in den Fällen der Erbteilung 
feſtſtellen müſſen, von wann ab der neue Eigen⸗ 
tümer die Nutzungen des Grundſtücks gezogen hat. 

Das anfragende Finanzamt iſt der Meinung, daß bei 
Erbteilungen das Finanzamt nur fortſchreiben 
könne, wenn alle Beteiligten es beantragen. 
Ich kann dieſer Meinung nicht zuſtimmen. Das 
Finanzamt muß von ſich aus feſtſtellen, von wann ab ein 
Nachlaßgrundſtück einem der Miterben zugewieſen worden 
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iſt. Der Miterbe iſt von dieſem Tag an als Eigenbeſitzer 
und infolgedeſſen ſteuerrechtlich als Eigentümer anzuſehen. 

Ein Eigentumsübergang liegt auch bei 
Rechtsvorgängen vor, die es ohne Begründung eines 
Anſpruchs auf Übereignung einem anderen rechtlich oder 
wirtſchaftlicher möglichen, ein inländiſches Grundſtück 
auf eigene Rechnung zu verwerten. Der Tat⸗ 
beſtand, den ich Ihnen eben vorgetragen habe, iſt der des 
§ 1 Abſatz 2 GrEStG. Es wird auch in dieſen Fällen der 
Tag feſtzuſtellen fein, von dem ab die Nutzungs⸗ 
möglichkeit beſteht. Dieſer Tag wird in der Regel 
ſchon für Grunderwerbſteuerzwecke feſtgeſtellt ſein. 


b) Zwangsabtretung von Waldbeſitz ohne 
Fortſchreibungs möglichkeit 8 

Ein Finanzamt hat den folgenden Fall vorgetragen. 

Der Bauernwald iſt in mehreren Gemeinden in den 
Jahren 1938 und 1939 zwangsweiſe durch Wald⸗ 
bereinigung in das Eigentum der Gemeinden 
oder einer Waldgenoſſenſchaft übergegangen. 
Die Vorausſetzungen für eine Wertfort- 
ſchreibung find in vielen Fällen bei den land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben nicht gegeben. Die Steuer⸗ 
pflichtigen zahlen demnach bis auf weiteres Steuern, 
insbeſondere die Grundſteuer, für forſtwirtſchaftliches 
Vermögen, das ſie zwangsweiſe abtreten mußten. 

Das Finanzamt regt an, in ſolchen Fällen auf 
Antrag eine Wertfortſchreibung aus Billig⸗ 
keitsgründen auch dann zuzulaſſen, wenn die Wert⸗ 
grenzen des 8 2a RBew D nicht überſchritten find. 

Ich kann mir nicht vorſtellen, daß ſolche Fälle ſehr 
oft vorkommen. Die Grenze von einem Zwanzigſtel 
iſt ſo niedrig, daß ſie bei Abtrennung eines Bauern⸗ 
waldes von einem landwirtſchaftlichen Betrieb meiſt 
überſchritten ſein wird. Sit die Grenze nicht 
überſchritten, fo iſt die Abweichung fo gering ⸗ 
fügig, daß kein Anlaß beſteht, eine Ausnahme von der 
Regelung der Wertgrenzen zuzulaſſen. Ich kann deshalb 
dem Vorſchlag des Finanzamts nicht zu⸗ 
ſt immen. 


c) Bewertung von Wohnbaracken eines 
Bergwerksunternehmens 

Ein anderes Finanzamt hat den folgenden Fall vor⸗ 
getragen. 

Ein Bergwerksunternehmen hat zur Unter⸗ 
bringung der ledigen Arbeitskräfte mehrere 
größere Baracken errichtet. Die Büros ſind ebenfalls 
in einer Baracke untergebracht. 

Das Finanzamt iſt ſich im Zweifel darüber, ob das 
Weil'ſche Verfahren anzuwenden iſt oder ob die 
Baracken mit den Vielfachen der Jahresroh⸗ 
miete zu bewerten ſind. 

Die Frage betrifft die Abgrenzung der wirt ⸗ 
ſchaftlichen Einheiten. Gehören die Baracken 
zu dem Bergwerksgrundſtück, ohne daß ſie ſich 
abtrennen laſſen, ſo iſt das ganze Grundſtück nach den 
Regeln über die Bewertung der Fabrikgrund⸗ 
ſtücke zu bewerten. Die Baracken müſſen in eine Bau⸗ 
klaſſe eingereiht und entſprechend bewertet werden. Eine der 
Baracken enthält nach dem Inhalt der Anfrage die Büros. 
Das ſpricht dafür, daß eine Trennung nicht möglich iſt. 

Sind die Baracken von dem Bergwerks 
grundſtück zu trennen ſo bilden fie eine Unter ⸗ 
einheit für ſich. Sie ſind dann als Wohngrundſtücke 
mit dem Vielfachen der Jahresrohmiete zu 
bewerten. Das wird auch dadurch nicht gehindert, daß die 
Büros in einer Baracke ſind. Das Grundſtück iſt dann zum 
Teil geſchäftlich genutzt und wird zu einem gemiſcht ⸗ 
genutzten Grundſtück. Es gilt für die gemifcht- 
genutzten Grundſtücke ebenfalls die Bewertung mit dem 
Vielfachen der Jahresrohmiete. 

d) Grundſteuer für ein als Reſervelazarett 
eingerichtetes Hotelgrundſtück 

Ich gehe am Schluß noch auf zwei Fragen ein, die 
uns zu den Befreiungsvorſchriften des Grundſteuer⸗ 
geſetzes vorgelegt worden ſind. 


Ein Hotel gehört einer Stadtgemeinde 
und iſt an einen Unternehmer verpachtet. Es iſt 
ſeit Beginn des Kriegs von der Heeresverwal⸗ 
tung als Reſervelazarett beſchlagnahmt. Die 
Betten für den Lazarettbetrieb ſind in einem großen Saal 
des Hotels bereitgeſtellt. Die Heeresverwaltung hat dem 
Pächter jederzeit widerruflich geſtattet, ſeinen Reſtaurations⸗ 
betrieb und Hotelbetrieb in denjenigen Räumen aufrechtzu⸗ 
erhalten, die nicht mit verwundeten oder kranken Soldaten 
belegt werden. 


Frage: Sind die von der Heeresverwaltung beſchlag⸗ 
nahmten Räume von der Grundſteuer befreit? 


Das Hotel gehört der Stadtgemeinde. Es 
kommt deshalb die Befreiungsvorſchrift im § 4 Ziffer 1 a in 
Verbindung mit Ziffer 6 des Grundſteuergeſetzes in Betracht. 
Das Grundſtück iſt befreit, wenn es vom Eigentümer oder 
von einer anderen begünſtigten Körperſchaft für einen 
öffentlichen Dienſt oder Gebrauch benutzt wird. Die Be⸗ 
nutzung muß eine unmittelbare fein (86 Abſatz 1 GrStG). 
Die Benutzung als Reſervelazarett iſt eine Benutzung 
für einen öffentlichen Zweck. Es iſt mir zweifel ⸗ 
haft, ob ſie eine unmittelbare iſt. Es kommt dafür 
darauf an, wie die Sachlage geſtaltet iſt. Iſt die Beſchlag⸗ 
nahme gegenüber der Stadtgemeinde aus⸗ 
geſprochen worden und bekommt die Stadtgemein de 
von der Heeresverwaltung die Entſchädigung, ſo iſt 
die unmittelbare Nutzung anzuerkennen. Iſt da⸗ 
gegen die Beſchlagnahme gegenüber dem Päch⸗ 
ter ausgeſprochen worden und bekommt dieſer die 
Entſchädigung, ſo wird nur eine mittelbare 
Nutzung vorliegen. Die Befreiung würde dann 
nicht eintreten. 


Selbſt wenn eine Befreiung anerkannt werden 
kann, muß ſie ſich auf die Räume beſchränken, die ſchon 
benutzt werden. Das wird für den mit Betten belegten 
Saal zutreffen. Die Räume, in denen der Pächter ſeinen 
Betrieb aufrechterhält, ſind zurzeit noch nicht für die 
Lazarettzwecke benutzt. Sie können erſt von dem Augenblick 
an von der Grundſteuer befreit werden, von dein ab fie für 
die Zwecke der Heeresverwaltung benutzt werden. 


e) Grundſteuer für ein meiſt unbenutztes 
Jugendheim einer Kirchengemeinde 


Ein katholiſches Jugendheim beſteht aus einem 
Saal, einer Bühne und einer Kegelbahn. Es gehört einer 
katholiſchen Kirchengemeinde. Es iſt früher für 
geſellſchaftliche Veranſtaltungen der katholiſchen Vereine be⸗ 
nutzt worden. Die Vereine ſind aufgelöſt worden. Der Saal 
wird jetzt nur an etwa l8S Tagen im Jahr für Zwecke 
der religiöſen Unterweiſung benutzt. Das Ge⸗ 
bäude bleibt im übrigen unbenutzt. 


Frage: ſtberwiegt der ſteuerbegänſtigte Zweck und 
iſt das Grundſtück grundſteuerfrei? 


Das Grundſtück iſtmeiſt ungenutzt. Es findet nur 
eine geringfügige Benutzung an etwa 18 Tagen 
für einen begünſtigten Zweck (religiöſe Unter. 
weiſung) ſtatt. Es kann meiner Anſicht nach trotzdem nicht 
als ein Grun dſtück angeſehen werden, das überwiegend 
für begünſtigte Zwecke benutzt wird. Das Gebäude 
ſteht während des größten Teils des Jahrs für nicht⸗ 
begünſtigte Zwecke zur Verfügung. Es kann keinen Einfluß 
haben, daß eine Nutzung für dieſe nichtbegünſtigten Zwecke 
nicht möglich iſt. Die geringe Benutzung für einen be⸗ 
günſtigten Zweck kann nicht ausſchlaggebend ſein. 


Ein Vergleichmit den Kirchen, die auch nur an 
beſtimmten Tagen benutzt werden, iſt nicht möglich. Die 
Kirchen find ihrer Einrichtung nach für einen be⸗ 
ſtimmten Zweck hergerichtet. Sie erfüllen dieſen 
Zweck durch die Benutzung an den Tagen, die für gottes 
dienſtliche Handlungen in Betracht kommen. Sie können 
für andere Zwecke nicht benutzt werden. Tas 
katholiſche Jugendheim dagegen kann auch für 
andere Zwecke benutzt werden. 
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Die Bedeutung der neuen Zuständigkeitsverordnung 
für das Steuerstrafverfahren von Regierungsrat Dr. Sto/z, Lehrer an der Zollschule Berlin 
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In welchen Fällen kann in Steuerſtrafſachen ein gerichtliches 
Verfahren ſtattfinden? 

Die Zuſtändigkeit der Strafgerichte nach der Zuſtändigkeits⸗ 
verordnung. e 
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J. Einleitung 


Die Akademie für Deutſches Recht, die amtliche Straf⸗ 
rechtskommiſſion, das Reichsrechtsamt der NSDAP und der 
Nationalſozialiſtiſche Rechtswahrerbund hatten kaum ihre 
umfangreichen Arbeiten am Entwurf eines Deutſchen Straf⸗ 
geſetzbuches abgeſchloſſen, da berief im November 1936 
Reichsjuſtizminiſter Dr. Franz Gürtner die „Große Straf⸗ 
prozeßkommiſſion“ ein und ſtellte ihr eine neue Aufgabe: 
die Erneuerung des Strafverfahrensrechts. Er 
tat das aus der Erkenntnis heraus, daß „der Geiſt, der aus 
dem neuen Strafrecht ſpricht, auch im Straf verfahren 
Ausdruck finden“ müſſe (Hinweis auf das Vorwort des 
Reichsjuſtizminiſters Dr. Franz Gürtner zum Bericht 
der amtlichen Strafprozeßkommiſſion in dem Werk: „Das 
kommende deutſche Strafverfahren“, R. v. Deckers Verlag, 
Berlin 1938, ©. 5). Zwei beſonders wichtige Ergebniſſe 
dieſer Arbeiten ſind: 


a) die Vereinfachungsverordnung (BD über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung und 
der Rechtspflege vom 1. September 1939 — RGBl ! 
S. 1658; RStBl S. 981; R3Bl S. 791), 

b) die Zuſtändigkeits verordnung (BO über die 
Zuſtändigkeit der Strafgerichte, die Sondergerichte und 
ſonſtige ſtrafverfahrensrechtliche Vorſchriften vom 21. Fe⸗ 
bruar 1940 — RGBl I S. 405). 


2. Die Vereinfachungsverordnung 

Schon die Vereinfachungsverordnung brachte eine 
„Reihe tief eingreifender Umgeſtaltungen 
auf dem Gebiet des Strafverfahrens“ (Hinweis auf den 
Aufſatz „Die Erneuerung des Strafverfahrensrechts von 
Prof. Dr. Edmund Mezger in der Zeitſchrift „Deutſche 
Juſtiz“ 1940 Nr. 2 Ausgabe A S. 55 u. f.). . 

Die Vereinfachungsverordnung hatte zwei Hauptziele. 
Sie wollte: 


a) den Gerichtsaufbau klar und einfach geſtalten, 
b) den Rechtsmittelzug vereinfachen. 


Das erſte Ziel erreichte die Verordnung dadurch, daß fie 
die bunte Fülle der Gerichte des erſten Rechtszuges (Amts⸗ 
richter, In ondrichter, Schöffengericht, Jugendſchöffengericht, 
Großes Jugendgericht, Große Strafkammer, Schwurgericht, 
Strafſenat des Oberlandesgerichts, Sondergericht, Volks⸗ 
gerichtsho ) beſeitigte und für die üblichen Strafſachen als 
erſtinſtanzliche Gerichte nur den Amtsrichter und die 
Strafkammer einſetzte. Die Zuſtändigkeit des Schöf⸗ 
fengerichts ging auf den Amtsrichter, die Zuſtän⸗ 
digkeit des Schwurgerichts auf die Strafkammer 
iiber. Die Aufgaben des Großen Jugendgerichts 
übertrug erſt die Durchführungsverordnung vom 8. Sep⸗ 
tember 1939 (RG BI 1 S. 1703) der Strafkammer. 

Das zweite Ziel verwirklichte die Vereinfachungsver⸗ 
ordnung dadurch, daß fie gegen die Urteile des Amts 
richters nur die Berufung, gegen die Urteile der 
Strafkammer nur die Reviſion zuließ. 


Dieſen Vorteilen ſtanden zwei Nachteile gegenüber: 


n) Die Vereinfachungsverordnung beſeitigte die ſogenannte 
Laiengerichtsbarkeit. Gerade die Mitwirkung 


7. Die Sonbergerichte, 

8. Das „beſchleunigte Verfahren“ und der Strafbefehl, 

9. Welchen Einfluß hat das Finanzamt auf die Beſtimmung des 
zuſtändigen Gerichts? 

10. Welche Rechtsmittel kann heut das Finanzamt einlegen? 

11. Schlußbetrachtung. 


von Volksgenoſſen, die keine Berufsrichter waren, hatte 
das Vertrauen des Volkes zur Strafrechtspflege erheb- 
lich geſtärkt. 

Die Verordnung hatte den vielen Beſtimmungen über 
die Zuſtändigkeit der Strafgerichte eine Reihe weiterer 
Vorſchriften hinzugefügt. Sie vergrößerte die Unüber⸗ 
ſichtlichkeit dieſer Beſtimmungen. Sie brachte keine feſte 
Zuſtändigkeitsordnung, die die Zuteilung der einzelnen 
Sachen an die verſchiedenen Gerichte des erſten Rechts⸗ 
zuges einheitlich regelte. 


„Den erſten Nachteil müſſen wir für die Dauer des 
zkrieges in Kauf nehmen. Die Beſeitigung der Laien⸗ 
gerichtsbarkeit iſt Feine endgültige Maßnahme (Hinweis 
auf den Aufſatz „Kriegsſtrafrecht und Kriegsſtrafverfahrens⸗ 
recht“ von Prof. Dr. Edmund Mezger in der „Zeitſchrift 
der Akademie für Deutſches Recht“ 1940 Heft 4 S. 59). 

Den zweiten Nachteil beſeitigt die Zuſtändigkeitsver⸗ 
ordnung. 


h 


— 


3. Weitere Vereinfachungen durch die Zuſtändigkeitsver⸗ 
ordnung 

Die Zuſtändigkeitsverordnung faßt die vielen verſtreu⸗ 
ten Beſtimmungen über die fachliche Zuſtändigkeit der 
Strafgerichte im erſten Rechtszug und über die Sonder 
gerichte überſichtlich zuſammen. Wie notwendig dieſe Zu⸗ 
ſammenfaſſung war, zeigt uns am beſten ein kurzer Blick 
in § 21 Abſatz 2 der Durchführungsverordnung vom 
13. März 1940 (RGBI I S. 489). Dort find in ſechsund⸗ 
dreißig Ziffern die Verordnungen, Artikel und Paragraphen 
(darunter viele Beſtimmungen der Vereinfachungsverord⸗ 
nung) zuſammengeſtellt, die die Zuſtändigkeitsverordnung 
außer Kraft geſetzt hat. 

Dieſe Aufzählung iſt nicht vollſtändig. Sie enthält nur 
diejenigen Vorſchriften, die „i'nsbeſondere“ wegfallen. 
Der Geſetzgeber hat die außer Kraft tretenden Beſtim⸗ 
mungen nicht erſchöpfend aufgezählt, ſondern in 8 39 
Abſatz 2 der Zuſtändigkeitsverordnung folgende „General⸗ 
klauſel“ aufgeſtellt: 


„Gleichzeitig (mit dem 15. März 1940, dem Tag des In⸗ 
krafttretens der Zuſtändigkeitsverordnung) treten die 
Vorſchriften, die dieſer Verordnung entgegenſtehen oder 
durch ſie gegenſtandslos werden, außer Kraft.“ 


Durch dieſe Zuſammenfaſſung iſt die Prüfung der 
Frage, welches Gericht im Einzelfall für die Durchführung 
eines Strafverfahrens zuſtändig iſt, erheblich verein ⸗ 
facht. Dieſe Vereinfachung wird jedem Praktiker höchſt 
willkommen ſein. In dieſer Vereinfachung liegt aber nicht 
die Hauptbedeutung der Zuſtändigkeitsverordnung. 


J. Der weſentliche Kern der Zuſtändigkeitsverordnung 


Der weſentliche Kern der Zuſtändigkeitsverord⸗ 
nung iſt nach den Ausführungen des Staatsſekretärs im 
Reichsjuſtizminiſterium Dr. Roland Freisler in folgendem 
zu erblicken (Hinweis auf ſeinen Aufſatz „Die neue Methode 
der ſtrafgerichtlichen Zuſtändigkeitsbeſtimmung“ in der 
ae „Deutſche Juſtiz“ 1940 Nr. 10 Ausgabe A 
S. 281). 
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Die Zuſtändigkeitsverordnung bringt 
etwasgrundſätzlich Neues: eine völlig ver⸗ 
änderte Methode der (ſtraf gerichtlichen) Zu⸗ 
ſtändigkeitsbeſtimmung, und zwar eine 
grundanſchaulich geforderte Methoden⸗ 
änderung“. Wei! 

Die Verordnung geht von der nationalſozialiſtiſchen 
Grundanſchauung über die Strafrechtspflege aus. Danach 
muß an die Stelle der alten „abſtrakten“ Beurteilung einer 
ſtrafbaren Handlung die „konkrete“, d. h. die auf den 
Einzelfall abgeſtellte Betrachtungsweiſe treten. Daraus 
folgt für das Straf verfahren: Das zuſtändige Straf⸗ 
gericht iſt nicht wie bisher nach der geſetzlich angedroh⸗ 
ten, ſondern nach der im Einzelfall verwirkten 
Strafe zu beſtimmen. 

Die Zuſtändigkeitsverordnung hat der Strafkammer 
eine unbeſchränkte, dem Amtsrichter eine beſchränkte Straf⸗ 
gewalt zugeteilt (§§ 1 und 2 der VO). Der Staatsanwalt 
hat vor der Anklage zu prüfen, ob die zu erwartende 
Strafe die Strafgewalt des Amtsrichters überſteigt oder 
nicht. Hält der Staatsanwalt die Strafgewalt des Amts⸗ 
richters für ausreichend, ſo klagt er vor dem Amtsrichter an. 
Iſt der Staatsanwalt der Anſicht, daß die zu erwartende 
Strafe die Strafgewalt des Amtsrichters überſteigt, ſo klagt 
er vor der Strafkammer an. 

Der Staatsanwalt kann vor der Strafkammer immer 
dann anklagen, wenn er das mit Rückſicht auf den Umfang 
oder die Bedeutung der Sache oder aus anderen Gründen 
für angezeigt hält (8 4 Abſatz 1 Satz 2 Zuſtändigkeits VO). 


5. In welchen Fällen kann in Steuerſtrafſachen ein gericht⸗ 
liches Verfahren ſtattfinden? 


Wollen wir die Bedeutung der Zuſtändigkeitsverord⸗ 
nung für das Steuerſtrafverfahren klar erkennen, ſo müſſen 
wir uns zunächſt vergegenwärtigen, in welchen Fällen in 
Steuerſtrafſachen ein gerichtliches Verfahren ſtattfinden 
kann. 

Ein gerichtliches Verfahren iſt in folgenden Fällen 
möglich (dazu Hinweis auf Moſer, Das Strafverfahren nach 
4 Reichsabgabenordnung, Vorbemerkung I vor 8 461 


a) Das Finanzamt, das nur auf Geldſtrafen, Einziehung, 
Werterſatzſtrafe und auf Bekanntmachung der Beſtra⸗ 
fung auf Koſten des Beſtraften erkennen kann, hält ſeine 
Strafgewalt im Einzelfall nicht für ausreichend (8 421 
Abſatz 2 AO); 

Beifpiel: 
Das Finanzamt iſt der Anſicht, der Täter müſſe mit 


Gefängnis beſtraft werden. Dann muß es die Sache an den 
Staatsanwalt abgeben. 


b) Das Finanzamt ſieht aus anderen Gründen die Ab- 
gabe an den Staatsanwalt für zweckmäßig an. 8 425 AO 
gemäß kann ſich das Finanzamt jederzeit der wei⸗ 
teren Unterſuchung oder Entſcheidung enthalten und die 
Sache an den Staatsanwalt abgeben; 

Beiſpiel: 


Das Finanzamt will eine Rechtsfrage klarſtellen und 
dazu eine höchſtrichterliche Entſcheidung herbeiführen. 


e) Der Täter hat durche in und dieſelbe Handlung 
ein Steuergeſetz und ein anderes Geſetz verletzt. Das 
andere Geſetz droht eine ſchwerere Strafe oder eine 
ſchwerere Strafart an. Dann iſt die Strafe aus dem 
anderen Geſetz zu entnehmen. Die Sache iſt an den 
Staatsanwalt abzugeben (SS 418 Abſatz 1, 421 und 422 
AD und 8 73 StGB); 

Beiſpiel: 

Der Arbeitnehmer Liſtig ändert in ſeiner Steuerkarte 
die Eintragung „zwei Kinder“ in „drei Kinder“, um höhere 
Kinderzulage zu bekommen und Lohnſteuer zu ſparen. Er 
legt die verfälſchte Steuerkarte ſeinem Arbeitgeber vor. Die 
Fälſchung wird nach der erſten Lohnzahlung entdeckt. 

Liſtig hat durch ein und dieſelbe Handlung ein Steuer- 
geſetz ($ 396 AO) und ein anderes Geſetz (die §8 263, 
267 und 268 StGB) verletzt. Er hat eine ſchwere Urkunden⸗ 
fälſchung in Tateinheit mit Betrug und Steuerhinterziehung 


begangen. Das Steuergeſetz droht Geldſtrafe, daneben Ge⸗ 
fängnis bis zu zwei Jahren an. Das andere Geſetz (§ 268 
StGB) droht eine ſchwerere Strafart (Zuchthaus) an. Die 
Strafe iſt aus § 288 StB zu entnehmen (Hinweis auf 
Ronſiek, Das Steuerſtrafrecht, Band 10 der Bücherei des 
Steuerrechts S. 48). Die Sache iſt an den Staatsanwalt 
abzugeben. 

d) Der Täter hat durch mehrere ſelbſtändige 
Handlungen ein Steuervergehen und eine andere 
ſtrafbare Handlung begangen. Der Staatsanwalt kann 
die Strafverfolgung wegen des Steuervergehens über⸗ 
nehmen (§ 426 Abſatz 2 AD). 

Beiſpiel: 

Findig erſcheint beim Finanzamt und beantragt, auf 
ſeiner Lohnſteuerkarte einen ſteuerfreien Betrag einzu⸗ 
tragen. Er habe hohe Sonderausgaben. Steuerinſpektor 
Streng weiſt dem Findig ſofort nach, daß ſeine Angaben 
unwahr ſind. Aus Arger darüber beleidigt Findig den 
Steuerinſpektor Streng. 


Findig hat durch zwei ſelbſtändige Handlungen ein 
Steuervergehen (verſuchte Steuerhinterziehung — 88 396, 
391 und 897 AO und § 43 StGB) und eine andere ſtraf⸗ 
bare Handlung (Beleidigung — § 185 Sto) begangen. 
Der Vorſteher des Finanzamts ſtellt den erforderlichen 
Strafantrag ($$ 194 und 196 StGB). Der Staatsanwalt, 
der die Beleidigung berfolgt, kann außerdem die Strafver⸗ 
folgung wegen der verſuchten Steuerhinterziehung über⸗ 
nehmen. 

e) Der Beſchuldigte iſt wegen Steuerhinterziehung feſt⸗ 
genommen und dem Richter vorgeführt worden (§ 421 
Abſatz 1 Satz 2 AO); 

) Der Staatsanwalt iſt zuſtändig (3. B. im Fall e). Er 
erſucht das Finanzamt, den Sachverhalt zu ermitteln. 
Das Finanzamt gibt § 425 AO gemäß (Fall b) die 
Sache an den Staatsanwalt zurück (§ 426 Abſatz 3 AO); 

8) Das Finanzamt hat die Unterſuchung eingeleitet (8 441 
Abſatz 2 AD). Der Verdacht eines Steuervergehens er- 
ſcheint ihm begründet. Es kann oder will aber nicht 
ſelbſt erkennen und gibt deshalb die Sache an den 
Staatsanwalt ab (§ 446 Abſatz 1 Satz 2 AO). 

Das Finanzamt kann dabei beantragen, daß der 
Staatsanwalt gegen den Beſchuldigten und gegen die 
Nebenbeteiligten ($ 421 Abſatz 3 Satz 2 AD) die öffent⸗ 
liche Klage erhebe. In den meiſten Fällen wird es zweck⸗ 
mäßig ſein, einen beſtimmten Antrag zu ſtellen und zu 
begründen (8 446 Abſatz 1 Satz 3 AO); 

h) Das Finanzamt hat die Sache an den Staatsanwalt 
abgegeben, weil es ſich nicht für zuſtändig hält (3. B. im 
Fall c). Der Staatsanwalt iſt anderer Anſicht und gibt 
die Sache dem Finanzamt zurück. Dann kann das 
Finanzamt aus Zweckmäßigkeitsgründen (8 425 AND 
— Fall b) die Sache wieder an den Staatsanwalt ab- 
geben (8 446 Abſatz 3 AO); 

i) Das Finanzamt hat einen Strafbeſcheid erlaſſen. Der 
Beſchuldigte hat gerichtliche Entſcheidung beantragt. 
Das Finanzamt nimmt den Strafbeſcheid nicht zuriid, 
ſondern überſendet die Verhandlungen dem Staatsan⸗ 
walt und beantragt gerichtliche Entſcheidung (§ 402 
Abſatz 1 Satz 1 AO); 

k) Der Staatsanwalt lehnt den Antrag des Finanzamts 
auf Verfolgung eines Steuervergehens ab (z. B. im 
Fall g). Dann kann das Finanzamt die öffentliche 
Klage ſelbſt erheben (8 472 Abſatz 2 Satz 1 AO). 


6. Die Zuſtändigkeit der Strafgerichte nach der Zuſtändig⸗ 
keitsverordnung 
Es gibt, wie wir ſoeben geſehen haben, viele Fälle, in 
denen in Steuerſtrafſachen ein gerichtliches Verfahren ſtatt⸗ 
finden kann Wir wollen jetzt feititellen, welche Straf⸗ 
gerichte nach der Zuſtändigkeitsverordnung für die Ab 
urteilung von Steuerſtrafſachen ſachlich zuſtändig find. 
Früher kamen im erſten Rechtszug für die üblichen 
Verfahren in Betracht: 
a) der Amtsrichter, 


b) das Schöffengericht, beſtehend aus dem Amtsrichter als 
Vorſitzendem und zwei Schöffen, 
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e) die große Strafkammer beim Landgericht, beſtehend aus 
drei Richtern und zwei Schöffen. 
An ihre Stelle ſind jetzt getreten: 

a) der Amtsrichter, 

b) die Strafkammer des Landgerichts, beſtehend aus drei 
Berufsrichtern. 
Der Amtsrichter kann erkennen auf (8 1 Zuſtändig⸗ 

keitsVO): 

1. Zuchthaus bis zu zwei Jahren (neu), 

2. Gefängnis oder Feſtungshaft bis zu fünf 
Jahren (erweitert), 


e 
4. Geldſtrafe, 
5. Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, 


Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter und ſonſtige Nebenſtrafen und im 
Urteil auszuſprechende Nebenfolgen, 

6. Maßregeln der Sicherung und Beſſerung 
mit Ausnahme von Sicherungsverwah⸗ 
rung und Entmannung. 


Die Strafgewalt der Strafkammer umfaßt alle 
Strafen und Maßregeln der Sicherung und Beſſerung, die 
das Geſetz vorſieht (§ 3 Zuſtändigkeits VO). 

In Jugendſachen entſcheiden der Amtsrichter und die 
Strafkammer als Jugendgerichte (§ 4 Zuſtändigkeits VO). 


7. Die Sondergerichte 

Seit Kriegsbeginn haben ſich die Fälle vermehrt, in 
denen Steuerſtrafſachen mit Verbrechen oder mit Vergehen 
zuſammentreffen, für die die Sondergerichte zuſtändig ſind. 
Wir wollen deshalb noch prüfen, wie die Zuſtändigkeits⸗ 
verordnung den Aufbau und die Zuſtändigkeit der Sonder- 
gerichte geregelt hat. 

Der Reichsminiſter der Juſtiz kann im Bezirk jedes 
Oberlandesgerichts bei einem oder bei mehreren Land⸗ 
gerichten Sondergerichte einſetzen ($ 10 Zuſtändigkeits VO). 

Das Sondergericht iſt mit drei Berufsrichtern beſetzt 
(8 11 Abſatz 1 Zuſtändigkeits BO). 

Wird der Täter auf friſcher Tat betroffen oder liegt 
ſonſt ſeine Schuld offen zutage, ſo muß ihn das Sonder- 
gericht ſofort ohne Einhaltung von Friſten aburteilen. 

Das Sondergericht iſt u. a. ausſchließlich zuſtän dig 
für (§ 13 Zuſtändigkeits VO): 

a) Verbrechen und Vergehen nach § 1 der Kriegswirt 
ſchafts verordnung vom 4. September 1939 
(RGBl ! S. 1609 und RStBl S. 965), 

b) Verbrechen nach 8 1 der Verordnung gegen Volks- 
ſchädlinge vom 5. September 1939 (RGBl I 
S. 1679), 

c) Verbrechen nach den 88 1 und 2 der Verordnung gegen 
n vom 5. Dezember 1939 (RGBI I 

2378). 


Nicht mehr zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit 
Sondergerichts gehören insbeſondere: 


a) Verletzung der Anzeigepflicht nach dem Geſetz gegen den 
Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft vom 12. Juni 1933 
(RGBl I S. 360), 

b) Tötung eines Richters, Staatsanwalts, Zollbeam⸗ 
ten uſw. aus politiſchen Beweggründen oder wegen 
ihrer amtlichen oder dienſtlichen Tätigkeit (8 1 Abſatz 1 
Ziffer 1 des Geſetzes zur Gewährleiſtung des Rechts⸗ 
friedens vom 13. Oktober 1933 — RGBl I S. 723), 

e) Einführung von Druckſchriften in der Abſicht der Ver⸗ 
breitung zu ſtaatsgefährdenden Zwecken (8 2 des unter 
b genannten Geſetzes). 


Der Staatsanwalt kann für jedes Verbrechen und für 
jedes Vergehen die Zuſtändigkeit des Sondergerichts be⸗ 
gründen. Vorausſetzung iſt, daß der Staatsanwalt die ſo⸗ 
fortige Aburteilung: 


des 


a) mit Rückſicht auf die Schwere oder auf die Verwerflich⸗ 
keit der Tat oder 

b) wegen der in der Öffentlichkeit hervorgerufenen Er: 
regung oder 

e) wegen ernſter Gefährdung der öffentlichen Ordnung oder 
Sicherheit 

für geboten erachtet (§ 14 Abſatz 1 Zuſtändigkeits VO). 


Ein Rechtsmittel iſt gegen Entſcheidungen des Sonder⸗ 
gerichts nicht gegeben (§ 26 Abſatz 1 Zuſtändigkeits VO). 


8. Das „beſchleunigte Verfahren“ und der Strafbefehl 


Das „beſchleunigte Verfahren“ iſt nichts anderes als 
das bisherige „Schnellverfahren“. Die Zuſtändig⸗ 
keitsBO regelt dieſes Verfahren einheitlich. Dadurch konnten 
einige verſtreute Beſtimmungen wegfallen. Insbeſondere 
ſind folgende Vorſchriften außer Kraft getreten: 

a) § 212 StPO, 

b) 8 80 des Geſetzes über die Deviſenbewirtſchaftung in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 
1938 (RGBl I ©. 1733), 

c) S 22 der Vereinfachungsverordnung. 


Der Staatsanwalt kann jetzt im Verfahren vor dem 
Amtsrichter das beſchleunigte Verfahren ſtets wählen, wenn 
der Sachverhalt einfach und die ſofortige Aburteilung mög⸗ 
lich iſt (8 28 Abſatz 1 ZuſtändigkeitsV O). 

Neu iſt außerdem, daß der Amtsrichter die Aburteilung 
im beſchleunigten Verfahren ſchon vor Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung ablehnen kann (§ 30 Zuſtändigkeits BO). 

Von den ſonſtigen Neuerungen bei den beſonderen Ver⸗ 
fahren ſei noch erwähnt, daß jetzt durch Strafbefehl Frei⸗ 
heitsſtrafe bis zu ſechs Monaten feſtgeſetzt werden kann 
(§ 23 Vereinfachungs VO). 


9. Welchen Einfluß hat das Finanzamt auf die Beſtim ⸗ 
mung des zuſtändigen Gerichts? 


Die Zuſtändigkeitsverordnung hat, wir wir aus den 
Abſchnitten 4 und 7 erſehen, die Beſtimmung des zuſtän⸗ 
1 70 Gerichts in die Hände des Staatsanwalts 
gelegt. 

Das Finanzamt kann das zuſtändige Gericht beſtim⸗ 
men, wenn der Staatsanwalt den Antrag des Finanzamts 
auf Verfolgung eines Steuervergehens abgelehnt hat und 
das Finanzamt die öffentliche Klage erhebt (Hinweis auf 
auf Abſchnitt 5, Fall k). In dieſem Fall kann das Finanz⸗ 
amt ſelbſt wählen, vor welchem Gericht es an⸗ 
klagen will. 

Das Finanzamt hat in einem zweiten Fall weit⸗ 
gehenden Einfluß auf die Beſtimmung des zuſtändigen Ge⸗ 
richts. Hat nach Erlaß eines Strafbeſcheides der Beſchuldigte 
gerichtliche Entſcheidung beantragt, ſo kann das Finanz⸗ 
amt bei Überſendung der Vorgänge an den Staatsanwalt 
beantragen, daß die Sache vor der Strafkammer verhandelt 
wird. Der Wortlaut des § 462 Abſatz 2 AO, der aus 
einer Zeit ſtammt, in der es das erweiterte Schöffengericht 
gab, ſteht einem ſolchen Antrag nicht entgegen (Hinweis auf 
das Urteil des Reichsgerichts vom 21. Februar 1933 — 
I 50/83 — RGSt Band 67 S. 123 und Reichsſteuerbl. 1933 
S. 161). Der Sinn des $ 462 Abſatz 2 AO iſt, dem 
Finanzamt einen Weg zu eröffnen, auf dem es eine 
Rechtsfrage durch das Reichsgericht klären laſſen kann. 
Dieſer Weg führt über die Strafkammer. Gegen ihr Urteil 
iſt die Reviſion ans Reichsgericht gegeben. 

In allen übrigen Fällen hat das Finanzamt nur die 
Möglichkeit, bei der Abgabe an den Staatsanwalt zu be⸗ 
antragen, daß dieſer vor einem beſtimmten Gericht die An⸗ 
klage erhebt. Bei der Begründung eines ſolchen Antrags 
muß das Finanzamt eingehend zu der Frage Stellung 
nehmen, welche Strafe zu erwarten iſt. Nach der zu erwar⸗ 
tenden Strafe richtet ſich ja die Zuſtändigkeit der Straf⸗ 
gerichte (Hinweis auf Abſchnitt 4). Dieſe „Vorausſchau“ 
über die zu erwartende Strafe iſt häufig ſchwieriger als 
die rechtliche Beurteilung einer Tat und ſtellt an die 
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Finanzämter beſondere Anforderungen. Deshalb ſeien 
hier drei Geſichtspunkte erwähnt, die bei einer ſolchen Vor⸗ 
ausſchau als Richtſchnur dienen können: 


a) die Perſönlichleit des Täters (Vorſtrafen), 
b) die Beweggründe, die ihn zu der Tat veranlaßt haben, 
e) die Umſtände, unter denen die Tat erfolgte. 


Gibt das Finanzamt eine Sache § 425 AO gemäß an 
den Staatsanwalt ab, um eine Rechtsfrage durch das Reichs⸗ 
gericht klarſtellen zu laſſen, ſo muß das Finanzamt dieſen 
Geſichtspunkt bei der Abgabe ganz beſonders hervorheben. 
Der Staatsanwalt wird dann nicht mit Rückſicht auf die zu 
erwartende Strafe, ſondern wegen der rechtlichen Bedeu⸗ 
tung die Sache vor die Strafkammer bringen (§ 4 Abſatz 1 
Satz 2 ZuſtändigkeitsbO — Hinweis auf Abſchnitt 4 
am Ende). 


10. fe Rechtsmittel kann heut das Finanzamt ein⸗ 

egen! 

Daß das Finanzamt Rechtsmittel einlegen kann, er⸗ 
gibt ſich daraus, daß ihm im gerichtlichen Verfahren die 
Rechte eines Nebenklägers zuſtehen (88 467 und 472 AO, 
§ 401 SED). 

Welche Rechtsmittel gegen die Urteile der Straf⸗ 
gerichte es heute noch gibt, iſt bereits in den Abſchnitten 2 
und 7 erwähnt. Hier ſei der Rechtsmittelzug einmal bild- 
lich dargeſtellt. Die Zahl der Richter iſt durch * angedeutet. 


S. 287 
Reviſion: — Reichsgericht — 
„R N X * * 
4 

Berufung: Strafkammer ee 

„ * * 
Erſter Rechtszug: Amtsrichter Strafkammer Sondergericht 

* * X * * * * 


Danach kann das Finanzamt heute die folgenden 
Rechtsmittel einlegen: 5 
a) gegen das Urteil des Amtsrichters Berufung, 
b) gegen das Urteil der Strafkammer Reviſion. 


11. Schlußbetrachtung j 

Die Zuſtändigkeitsverordnung hat wejentliche Verein⸗ 
fachungen mit ſich gebracht. Sie ſtellt anderſeits neue Auf⸗ 
gaben. Der Geſetzgeber hat den Rechtspflegeorganen für die 
Beſtimmung der ſtrafgerichtlichen Zuſtändigkeit bewußt 
neue Wege vorgeſchrieben. Die ausführenden Organe können 
ſich auf dieſen neuen Wegen nur dann im Sinn des Geſetz⸗ 
gebers bewegen, wenn ſie den Geiſt verſtehen, aus dem her⸗ 
aus der Geſetzgeber dieſe Wege geſchaffen hat. Sollte es in 
dieſen Zeilen gelungen ſein, neben dem weſentlichen Inhalt 
der neuen Zuſtändigkeitsverordnung auch die Grund⸗ 
gedanken des Geſetzgebers richtig wiederzugeben, ſo wäre 
ihr Zweck voll erreicht. 


Kinderermäßigung für Angehörige der Wehrmacht und der Waften-SS 
bei der Einkommensteuer von Regierungsrat Dr. Steinweg, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Deer Steuerpflichtige erhielt nach den Vorſchriften des 
Einkommenſteuerrechts bisher Kinderermäßigung u. a. für: 


1. minderjährige Wehrmachtangehörige bis zum Ge⸗ 
freiten (nicht Obergefreiten, Stabsgefreiten uſw.), bei 
Fahnenjunkern bis zum Oberfähnrich, 

2. volljährige Wehrmachtangehörige, die das 
25. Lebensjahr nicht vollendet haben, bis zum Gefreiten 
(nicht Obergefreiten, Stabsgefreiten uſw.), bei Fahnen⸗ 
junkern bis zum Oberfähnrich. 


Hinweis auf 88 17 und 18 der Durchführungsbeſtimmungen 
zum Einkommenſteuergeſetz ($ 8 der Lohnſteuerdurchfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen 1939) und auf die Abſchnitte 77 und 78 
der Einkommenſteuer⸗Richtlinien und Körperſchaftſteuer⸗ 
Richtlinien für 1939 (Abſchnitte 48 und 49 der Lohnſteuer⸗ 
Richtlinien). 

Bei minderjährigen Wehrmachtangehörigen bis 
zu den bezeichneten Dienſtgraden wurde die Haushalts 
zugehörigkeit, bei volljährigen Wehrmacht 
angehörigen die Berufsausbildung bejaht. Lagen 
auch die anderen Vorausſetzungen der Kinderermäßigung 
vor, ſo erhielt der Steuerpflichtige Kinderermäßigung. 

Die Gewährung der Kinderermäßigung bis zum Ge- 
freiten hing mit der VBeſoldung zuſammen. Wehrmacht: 
angehörige bis zum Gefreiten waren bis zum beſonderen 
Einſatz der Wehrmacht Löhnungs em p fänger, die 
Wehrmachtangehörigen in höheren Dienſtgraden Ge⸗ 
haltsempfänger. Bel Gehaltsempfängern konnte 
weder die Haushaltszugehörigkeit noch die Berufsausbildung 
bejaht werden. 

Die Verhältniſſe änderten ſich infolge des beſon⸗ 
deren Einſatzes der Wehrmacht. Die nicht zum 
Friedensſtand gehörenden Wehrmachtangehörigen in Dienit- 
graden der Gehaltsempfänger erhielten zunächſt nicht das 
ihrem Dienſtgrad entſprechende Gehalt, ſondern nur den 
Wehrſold, der an die Stelle der Löhnung trat. Das 
änderte ſich durch die Zweite Verordnung zum Einſatz⸗Wehr⸗ 
machtgebührnisgeſetz vom 28. Februar 1940 (RGBl 1 
S. 447). Die nicht zum Friedensſtand gehörenden Wehr: 
machtangehörigen in Dienſtgraden der Gehaltsempfänger 
erhalten ab 1. April 1940 auf Antrag von der Wehrmacht 
unabhängig vom Wehrſold eine Kr iegsbeſoldung in 


Höhe der Friedensgebührniſſe (Grundgehalt, 


Wohnungsgeldzuſchuß, örtlichen Sonderzuſchlag, Zehrzulage, 

Kinderzuſchläge) der Soldaten oder Wehrmachtbeamten des 

Friedensſtands nach ihrem Dienſtgrad oder ihrer Amtsbe⸗ 

zeichnung. Überzählig beförderte Unteroffiziere und Mann: 

schaften erhalten jedoch auch nach dem 1. April 1940 nicht 
die ihrem Dienſtgrad entſprechende Kriegsbeſoldung. Hin⸗ 
weis auf die Durchführungsbeſtimmungen zu der oben be- 

ER Verordnung vom 28. Februar 1940 (RGBl 1 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Runderlaß 

vom 19. Mai 1940 S 2191 — 205 III (RStBBl 1940 S. 555) 

die Kinderermäßigung für Wehrmachtangehörige den Ver⸗ 

hältniſſen während des beſonderen Einſatzes der Wehrmacht 
angepaßt. Der Steuerpflichtige erhält Kinderermäßi⸗ 
gung für: 

1. minderjährige Wehrmachtangehörige bis zum 
Gefreiten, bei einem höheren Dienſtgrad bis zum Unter 
offizier (Maat), ſoweit der Wehrmachtangehörige nicht 
Gehaltsempfänger der Wehrmacht iſt, und bei Fahnen⸗ 
junkern bis zum Oberfähnrich, 

2. volljährige Wehrmachtangehörige, die das 
25. Lebensjahr nicht vollendet haben, bis zum Gefreiten, 
bei einem höheren Dienſtgrad bis zum Unteroffizier 
(Naat), ſoweit der Wehrmachtangehörige nicht Gehalts⸗ 
empfänger der Wehrmacht iſt, und bei Fahnenjunkern 
bis zum Oberfähnrich. 


Dieſe Regelung gilt bei der Veranlagung erſtmalig für 
das Kalenderjahr 1939. 


Beiſpiele: 

A. Der zweiundzwanzigzährige ledige Sohn des Steuerpflichtigen 
iſt Ende Auguſt 1939 als Unteroffizier zur Wehrmacht ein⸗ 
berufen worden. Er hat bis zum 1. April 1940 nicht das 
ſeinem Dienſtgrad entſprechende Gehalt, ſondern nur den 
Wehrſold erhalten. Steuerpflichtiges Einkommen hat der Sohn 
nicht. Das wirtſchaftliche Bedürfnis (Hinweis auf Abſchnitt 79 
Abſatz 10 der EStR für 1939) iſt zu bejahen. Der Vater er 
hält bei der Veranlagung für 1939 auf Antrag für ihn Kinder⸗ 
ermäßigung. TR 

B. Der im Belſpiel A bezeichnete Unteroffizier hat ab 1. April 
1940 auf Antrag eine Kriegsbeſoldung in Höhe der Friedens⸗ 
gebührniſſe eines Unteroffiziers erhalten. Dem Buter kann 
für 1910 Kinderermäßigung nicht gewährt werden. Die Vier⸗ 
monatsfriſt iſt nicht erfüllt. 
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Die Kinderermäßigung für Fahnenjunker iſt 
unverändert geblieben. Die Bezeichnungen „Fähnrich“ 
und „Oberfähnrich“ ſind während des beſonderen Ein⸗ 
ſatzes der Wehrmacht weggefallen. Die Fähnriche 
führen die Bezeichnung des Dienſtgrades, den ſie bekleiden. 
Zum Teil werden auch die Bezeichnungen „Fahnen⸗ 
junker⸗ Unteroffizier“ und „Fahnenjunker⸗ 
Feldwebel“ gebraucht. Die Kinderermäßigung für den 
Offiziersnachwuchs wird durch dieſe abweichende Regelung 
nicht berührt. 


Der Runderlaß vom 19. Mai 1940 hat auch die Kinder⸗ 
ermäßigung für die Angehörigen der 5 -Berfügungs- 
truppe neu geſtaltet. Kinderermäßigung wurde nach 
den Abſchnitten 77 und 78 der EStR für 1939 (nach den 
Abſchnitten 48 und 49 der LStR 1940) auch für Angehörige 
der ⸗Verfügungstruppe gewährt, die keinen höheren Dienit- 
grad als den des ÿ⸗Manns bekleiden und entweder minder- 
jährig find oder, wenn fie volljährig find, das 25. Lebens⸗ 
jahr nicht vollendet haben. Der Runderlaß erweitert dieſe 
Kinderermäßigung in dreifacher Hinſicht: 


1. Kinderermäßigung wurde bisher nur für Angehörige 
der 4-VBerfügungstruppe gewährt. Die f 
Verfügungstruppe iſt inzwiſchen mit anderen Einheiten, 
3. B. den #5-Zotenfopfitandarten, den J Totenkopf. 
verbänden, in der Waffen ⸗ zuſammengefaßt 
worden. Die Angehörigen der Waffen⸗ werden he⸗ 
ſoldungsrechtlich und verſorgungsrechtlich gleich be⸗ 
handelt. Der Runderlaß dehnt die Kinderermäßigung 
auf alle Einheiten der Waffen⸗ H aus; 

Die ⸗Verfügungstruppe kannte urſprünglich keine be⸗ 
ſondere Führerlaufbahn. Alle y⸗Führer gingen aus 
dem Mannſchaftsſtand hervor. Das iſt inzwiſchen anders 
geworden. Es beſteht jetzt auch bei der Waffen-4 eine 
beſondere Führerlaufbahn, die der Offi⸗ 
zierslaufbahn bei der Wehrmacht entſpricht. Es entſpricht 


0 


dabei dem Fahnenjunker der 44-Standartenjunfer, dem 

Oberfähnrich der 1ÿ⸗Standartenoberjunker. Der Rund⸗ 

erlaß dehnt die Kinderermäßigung auch auf die Führer⸗ 

anwärter bis zum J ⸗Standartenoberjunker aus. 

Führeranwärter iſt nur der Führernachwuchs, der die 

beſondere Führerlaufbahn eingeſchlagen hat. 

Die Bezeichnungen „I⸗Standartenjunker“ und 
„54-Standartenoberjunfer“ find bei einzelnen Einheiten 
der Waffen⸗ J während ihres beſonderen Einſatzes 
ähnlich wie bei der Wehrmacht weggefallen. Die Kinder⸗ 
ermäßigung wird dadurch nicht berührt; 

3. Der Dienſtgrad des J⸗Manns entſpricht, was die Be⸗ 
ſoldung betrifft, dem Dienſtgrad eines Gefreiten. Der 
Nunderlaß paßt die Regelung der Kinderermäßigung 
für Angehörige der Waffen⸗ y auch infofern der Kinder 
ermäßigung für Wehrmachtangehörige an, als Kinder⸗ 
ermäßigung auch bei einem höheren Dienſtgrad in Be⸗ 
tracht kommt, wenn der Angehörige der Waffen⸗ I nicht 
Gehaltsempfänger der Waffen- iſt. Es entſpricht dabei 
dem Dienſtgrad des Unteroffiziers bei der Wehrmacht 
der Dienſtgrad des Unterſcharführers. 

Die Ausdehnung der Kinderermäßigung bei der 
Waffen⸗ 5 gilt bei der Veranlagung erſtmalig für 1939. 

Bei der Lohnſteuer tritt die neue Regelung der 
Kinderermäßigung für Angehörige der Wehrmacht und der 
Waffen⸗ y ſofort in Kraft. Die Arbeitgeber dürfen die 
neue Regelung erſtmalig bei der Lohnzahlung berück⸗ 
ſichtigen, die nach Vorlegung der entſprechend ergänzten 
Lohnſteuerkarte geleiſtet wird. Die Arbeitnehmer, bei denen 
die neue Regelung anzuwenden iſt, müſſen deshalb ſofort ihre 
Lohnſteuerkarte durch die Gemeindebehörde entſprechend er- 
gänzen laſſen. 

Der Runderlaß vom 19. Mai 1940 weiſt abſchließend 
darauf hin, daß bei der Vermögenſteuer demnächſt 
eine Regelung getroffen wird, die der Regelung bei der 
Einkommenſtener entſpricht. 


Eilldien ſt⸗ Nachrichten 


Cohnſteuerfreiheit des fiapitulantenhandgelds 


Es iſt ſeit dem 1. April 1939 bei der Wehrmacht ein 
ſogenanntes Kapitulantenhandgeld eingeführt worden. Das 
Kapitulantenhandgeld erhalten Unteroffiziere, die ſich zu vier⸗ 
einhalbjähriger oder zwölfjähriger Dienſtzeit verpflichtet haben. 
Das Kapitulantenhandgeld ſoll die Beſtreitung des Aufwands er⸗ 
möglichen, der ſich beim übergang zum Berufsſoldaten ergibt. Es 
handelt ſich um eine Entſchädigung, die dazu beſtimmt iſt, dem 
Kapitulanten die Anſchaffung einer Extrauniform, eigener Aus 
rüſtungsgegenſtände und Bekleidungsgegenſtände (3. B. Extra 
koppelzeug, Mütze, Handſchuhe) zu ermöglichen. Das Kapitulanten⸗ 
handgeld ſoll auch dazu dienen, die Unteroffiziere, die ſich zu zwölf⸗ 
jähriger Dienſtzeit verpflichtet haben, bei der wohnlichen Einrich⸗ 
tung ihrer Kaſernenunterkunft zu unterſtützen. Es beträgt 
100 RM bei den Unteroffizieren mit viereinhalbjähriger Dienſtzeit 
und 300 RM bei den Unteroffizieren mit zwölfjähriger Dienſtzeit. 

Das Kapitulantenhandgeld iſt ſeinem Weſen nach eine Dienft- 
aufwandsentſchädigung, die § 3 Ziffer 14 ESt& 1939, § 4 Ziffer! 
StD gemäß einkommenſteuerfrei (lohnſteuerfrei) iſt. Oe. 


Nebenamtlich tätige Lehrkräfte an den Gemeindeverwal⸗ 
tungs- und Sparkaffenjchulen 


Die Beſteuerung der nebenamtlich tätigen Lehrkräfte bei den 
Arbeitsſchulen der Deutſchen Arbeitsfront iſt im Abſchnitt 5 
Abſatz 1 der Lohnſteuer⸗Richtlinien geregelt. Die Bezüge dieſer 
nebenamtlich tätigen Lehrkräfte unterliegen dann nicht dein 
Steuerabzug vom Arbeitslohn, wenn ſich die Arbeitsſchulen ber 
uflichten, ſpäteſtens im Monat Januar eines jeden Jahres den 
Finanzämtern des Wohnſitzes der Lehrkräfte das Folgende mit 
teilen: 

1. Name, Stand und Wohnung der im abgelaufenen Kalender 
jahr beſchäftigten Lehrkräfte, 

2. die Höhe der au jede Lehrkraft im abgelaufenen Kalenderjahr 
insgeſamt gezahlten Vergütung. 

Die Vergütungen ſind in dieſem Fall durch Veranlagung zur Ein— 

kommenſteuer heranzuziehen. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat entſchieden, daß dieſe 
gtegelung auch auf die nebenamtlich tätigen Lehrkräfte der Ges 
meindeverwaltungs- und Sparkaſſenſchulen entſprechend an⸗ 
wendbar iſt. Oe. 


Einführung der ſagdſteuer im Reichsgau Sudetenland 


Die Jagdſteuer iſt mit Wirkung ab 1. April 1940 im 
Reichsgau Sudetenland eingeführt worden (Zweiund⸗ 
zwanzigſte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vor 
ſehriften im Reichsgau Sudetenland vom 15. Mai 1940, RGI 
S. 768, RStel S. 542). Der Reichsminiſter des Innern hat 
zugleich im Namen des Reichsminiſters der Finanzen Aus⸗ 
führungsanweiſungen dazu erlaſſen (Erlaß vom 15. Mai 1940, 
Neichsminiſterialblatt für die iunere Verwaltung S. 931). 

Die Stadt⸗ und die Landkreiſe ſind berechtigt, die 
Jagdſteuer zu erheben. Machen ſie von ihrem Recht Gebrauch, 
müſſen fie $ 4 der Einführungsverordnung gemäß eine Jagd⸗ 
ſteuerordnung erlaſſen. Ein Muſter dazu iſt dem be⸗ 
zeichneten Erlaß als Anlage beigefügt. Abweichungen von der 
Muſterſteuerordnung bedürfen der Genehmigung der beteiligten 
Reichsminiſter. 

Steuerpflichtig iſt jeder, der auf Grundſtücken, die im 
Lreiſe liegen, das Jagdrecht ausübt oder die Jagd durch 
Dritte ausüben läßt. Das ſind insbeſondere die Eigen⸗ 
tümer, die Nutznießer und die Jagdpächter, nicht 
die Jagdgäſte. Der Steuerſat darf für Inländer 
10 b. H., für Ausländer 60 v. H. des Jagdwerts nicht überſteigen. 
Als Jagdwert gilt der Pachtpreis mit Nebenleiftungen, 
bei nicht verpachteten Jagden der Pachtpreis, der nach der Be⸗ 
ſchaffenheit der Jagd unter Verückſichtigung aller preisbeein⸗ 
fluſſenden Umſtände gewöhnlich bei einer Verpachtung zu erzielen 
wire. Ungewöhnliche und perſönliche Verhältniſſe find nicht zu 
berückſichtigen. 

Die Jagdſteuer wird durch den Landrat (Oberbürgermeiſter) 
veranlagt. Es iſt ein ſchriftlicher Steuerbeſcheid zu er⸗ 
teilen. Die Steuer iſt an die Kreiskommunalkaſſe oder 
an die Stadtkaſſe zu entrichten. Ki. 


